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Offizielle Bekanntmachungen 


Beschlüsse und Wahlen 
der 48. ordentlichen Delegiertenversammlung 
des Verbandes schweiz. Konsumvereine (V. $. K.) 


vom 19. Juni 1937 in Interlaken. 


A.Beschlüsse. 


Jahresbericht und Jahresrechnung. Die Be- 
richte des Aufsichtsrates und der Verwaltungs- 
kommission über das Jahr 1936 mit den darin ent- 
haltenen Anträgen werden genehmigt unter Ent- 
lastung der verantwortlichen Organe. Die Verwen- 
dung des Ueberschusses wird nach Antrag gut- 
geheissen. 


2. Stellungnahme der Genossenschaften zu einer 
allfälligen Verlängerung des Bundesbeschlusses über 
das Verbot der Eröffnung und Erweiterung von 
Warenhäusern, Kaufhäusern, Einheitspreisgeschäften 
und Filialgeschäften. Die Delegiertenversammlung 
fasst auf Antrag der Verbandsbehörden folgenden 
Beschluss: 


1. Die Delegiertenversammlung des V.S.K. 
stellt neuerdings fest: 

a) Der Bundesbeschluss über das Verbot der 
Eröffnung, Verlegung und Erweiterung 
von Warenhäusern, Kaufhäusern, Ein- 
heitspreisgeschäften und Filialgeschäften 
stellt eine Verletzung des Grundsatzes 
der Handels- und Gewerbefreiheit und 
durch seine Ausdehnung auf Genossen- 
schaften eine Hemmung der Weiterent- 
wicklung der genossenschaftlichen Selbst- 
hilfe-Bestrebungen dar. 

b) Durch den «Coldrerio»-Beschluss des 
Bundesrates ist eine sogar von den be- 
rufenen Vertretern des Kleinhandels ab- 


gelehnte Verschärfung der Beschrän- 
kungen gegenüber Konsumgenossenschaf- 
ten erfolgt; dadurch wird die Gründung 
und Weiterentwicklung von kleinen Ge- 
nossenschaften beinahe verunmöglicht, 
während private Kleinhandelsunterneh- 
men von gleichem Umfang sich unge- 
hemmt vermehren und entwickeln können. 


. Die Delegiertenversammlung nimmt Kennt- 
nis von den durch die Verbandsbehörden 
und durch den Zwischengenossenschaftlichen 
Ausschuss zur Bekämpfung der Beschrän- 
kungen unternommenen Schritten. 


3. Die Delegiertenversammlung erklärt ihr Ein- 
verständnis mit diesen Schritten und beauf- 
tragt die Verbandsbehörden, in Verbindung 
mit dem Zwischengenossenschaftlichen Aus- 
schuss, die Interessen der Genossenschaften 
bei einer allfälligen Verlängerung des 
Bundesbeschlusses in geeigneter Weise zu 
wahren. 


1867 


3. Eventuelle Statutenrevision betreffend Be- 
zugspilicht. Folgende vom Kreisverband Illa ge- 
stellte Motion wird den Verbandsbehörden zur Prü- 
fung überwiesen. Die Motion lautete: 


Die Kreisdelegiertenversammlung * Ila des 
V.S.K. unterstützt die Bestrebungen des V.S.K. 
und seiner Organe auf Aufhebung der Unter- 
stellung der Genossenschaften unter den soge- 
nannten Warenhausbeschluss. Die Durchführung 
dieses Beschlusses widerspricht seinem ursprüng- 
lichen Zweck und bedeutet eine untragbare Be- 
lastung der Genossenschaftsbewegung. 


Die Kreisdelegiertenversammlung beauftragt 
den Kreisvorstand, zu Handen der nächsten Dele- 
giertenversammlung des V.S.K. den Antrag ein- 
zureichen auf eine Neuformulierung der Bezugs- 
pflicht im Sinne des Antrages des Kreisver- 
bandes Illa an die Delegiertenversammlung des 
V.S.K. 1935. 
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Demzufolge beantragen wir, dass $ 17, al. b 
der Statuten des V.S.K. im 1. Satz in folgende 
Fassung umgeändert werde: 

«Den Bedari an Waren auf Grund zwei- 
seitiger Abkommen ausschliesslich durch den 

Verband zu decken usw.» 


4. Geschäftsführung der Versicherungsanstalt. 
Ein Antrag des Konsumvereins Arbon, es seien die 
Auslagen für die Geschäftsführung der Versiche- 
rungsanstalt schweiz. Konsumvereine durch den 
V,S.K. zu tragen, wird zum Beschlusse erhoben. 


B. Wahlen: 

1. Wahl von zwei Mitgliedern des Außfsichtsrates 
des V.S.K. Es werden als neue Mitglieder ge- 
wählt: 

a) Herr Albert Tannaz, Lausanne. 
b) Herr G. Schmid, Gränichen (Aargau). 


2. Wahl eines Mitgliedes der Kontrollstelle: 
Alle. Konsumverein Erstfeld & Urner Oberland, 
Erstield. 


3. Als Ort der ordentlichen Delegiertenversammlung 
des Jahres 1938 wird Lausanne bestimmt. 


Im Namen des Bureau der Delegiertenversammlung 
Der Vorsitzende: Der Vizepräsident: 
B. Jaeggi. A. Fürer. 

Der Protokollführer: 

Dr. H. Faucherre. 


Interlaken, den 19. Juni 1937. 


Aufsichtsrats-Sitzung 
vom 19. Juni 1937. 


Im Anschluss an die Delegiertenversammlung 
des V.S.K. versammelte sich der Aufsichtsrat am 
19. Juni 1937 im Kursaal in Interlaken zu seiner drit- 
ten ordentlichen diesjährigen Sitzung. 

Das Protokoll der Sitzung vom 29. Mai 1937 
wurde genehmigt. 

An Stelle des ausscheidenden Hrn. Dr. A. Suter, 
Lausanne, wurde als ein Vizepräsident des Aufsichts- 
rates Herr Ch.-U. Perret, Neuenburg, gewählt. 

Bei der Wahl der 4 nicht ständigen Mitglieder 
des Ausschusses des Aufsichtsrates wurden die bis- 
herigen Mitglieder Hr. E. Angst, Basel, Hr. F. 
Gschwind, Basel und Ar. J. Flach, Winterthur, be- 
stätigt, während an die Stelle von Hrn. Ch.-U. 
Perret, der nunmehr als Vizepräsident des Aufsichts- 
rates ex offiicio dem Ausschuss angehört, Hr. Dr. 
E. L. Durand, Geni, gewählt wurde. 


Sitzung des Ausschusses des Aufsichtsrates 
vom 19. Juni 1937. 


In seiner Sitzung vom 19. Juni 1937 im Kursaal in 
Interlaken bestätigte der Ausschuss des Aufsichts- 
rates Hrn. Dr. B. Jaeggi, Freidorf, als seinen Präsi- 
denten und Hrn. Dr. F. Weckerle, Basel, als seinen 
Vizepräsidenten. 


Sinn und Bedeutung der Interlakener Beschlüsse. 


Die Delegiertenversammlung in Interlaken ge- 
hört zu den Tagungen, über die man noch lange 
sprechen wird. Die Bedeutung der diesjährigen 
Tagung liegt zwar weniger in weittragenden Be- 
schlüssen als in der Art des Verlaufs der Verhand- 
lungen. Trotz des unerfreulichen Resultates bei der 
Abstimmung über den Antrag Bern, das in dieser 
Form ganz bestimmt nicht im Willen der Versamm- 
lung lag und auch nicht so zu lauten brauchte, hatten 
die Beratungen in mancher Beziehung 
Niveau. Wie es sich für einen solchen Jahres- 
kongress geziemt, der ja nicht nur zur Entgegen- 
nahme von schon an Kreiskonferenzen behandelten 
Berichten und zur Bestätigung dort gefasster Be- 
schlüsse stattfindet oder — wie man bei solchen, 
die gemütliche Spaziergänge und ähnliches der 
ernsten Arbeit vorziehen, feststellen kann — ein ge- 
sellschaftlicher Anlass ist, wurde diskutiert, Kritik 
geübt, opponiert und damit ein Recht geltend ge- 
macht, das auszuüben Aufgabe und Pflicht dieser 
höchsten Instanz unserer Bewegung ist. Das ist die 
Demokratie, auf die unsere Bewegung stolz 
ist und auch sein muss. 

Im Mittelpunkt der ganzen Tagung stand die 
Diskussion über den Warenhausbeschluss. 
Auf Grund der von den Verbandsbehörden vorge- 
legten Resolution handelt es sich darum, die Stel- 
lungnahme der schweizerischen Genossenschafts- 
beweesung zu den im Warenhausbeschluss zum Aus- 
druck kommenden, die Genossenschaften betrefien- 
den, Tendenzen festzulegen. 


Dies ist geschehen. Mit 230 zu 220 Stimmen wurde 
die Resolution angenommen. Dieses auf den ersten 
Blick ausserordentlich knappe, bemühend erschei- 
nende Ergebnis ist jedoch nicht der Ausdruck einer 
Opposition, die etwa gegen jegliche Stellungnahme 
des V.S.K. gegen die Bestimmungen des Waren- 
hausbeschlusses gewesen wäre. Im Gegenteil. Der 
vorgeschlagene Wortlaut erschien sehr vielen nocn 
zu wenig bestimmt. Sie verlangten, wie das 
an den vorausgegangenen Kreiskonferenzen ge- 
schehen war, eine ganz energische, entschie- 
dene, ja offensive Haltung und gaben diesem 
Wunsche durch Ablehnung des vorgeschlagenen 
Wortlautes Ausdruck. Ein Antrag von Alt-National- 
rat Eymann, La Chaux-de-Fonds, der die Resolution 
in diesem schärferen Sinn noch amendieren wollte, 
konnte wegen der reglementarischen Bestimmung, 
dass Anträge vier Wochen vor der Delegiertenver- 
sammlung einzureichen sind, nicht zur Abstimmung 
gebracht werden. — In weitesten Genossenschafts- 
kreisen hat man nun von der ungerechten Behand- 
lung der Genossenschaften einfach genug. Man will 
sich die unwürdige Gleichstellung mit den gross- 
kapitalistischen Unternehmungen nicht mehr bieten 
lassen und verlangt auf das entschiedenste, dass man 
der Sonderstellung der Genossenschaftsbewegung 
gerecht wird. Die Abstimmung und die Diskussion 
waren der Ausdruck einer Entschlossenheit, 
die unbedingt erfreut, und des Willens, den Behör- 
den des V.S.K. in einem Kampfe den Rücken zu 
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stärken, der die Zusammenfassung aller Kräfte, un- 
bedingt verlangt. 

Die Stellung der Genossenschaften erleichtern 
und deren durch den Warenhausbeschluss gehemmte 
Entwicklung sichern soll auch der Antrag des 
Kreisverbandes Bern, der die Ersetzung 
der Bezugspflicht durch zweiseitige Abkommen 
zwischen dem Verband und iedem einzelnen Verein 
verlangt. 

Man glaubt damit, dem Bundesrat, der bekannt- 
lich auf Grund der statutarisch festgelegten Be- 
zugspfilicht im Fall Coldrerio die Vereine zu Filialen 
des V.S.K. erklärt hat, den juristischen Bo- 
den für die Aufrechterhaltung dieses Entscheides 
nehmen zu können. Trotz der wohlüberlerten Be- 
weisführung von Herrn Maire, Vizepräsident der 
Verwaltungskommission des V.S.K., der überzeu- 
gend nachwies, dass schon ietzt der Coldrerio- 
Entscheid eine Vergewaltigung des 
Rechtes bedeutet und dass auch bei einer Rege- 
lung in irgend einer anderen Form — wie das 
Nationalrat Grimm für den Kreisverband Bern in 
eindrücklicher Weise postulierte — bei einer solchen 
Einstellung des Bundesrates leicht ein anderer Vor- 
wand gefunden werden könne, um den Coldrerio- 
Entscheid auf Grund anderer «Bindungen» aufrecht 
zu erhalten, hat die Delegiertenversammlung mit 282 
zu 194 Stimmen den Berner Antrag angenommen. 

Dieses Resultat überrascht. Es ist sachlich 
nicht gerechtfertigt. Die Versammlung hätte ein- 
sehen müssen, dass die vorgeschlagenen zwei- 
seitigen Abkommen eine engere Bindung zwischen 
Verband und Vereinen hätten darstellen können als 
die gegenwärtige Bezugspflichtt. Da zudem der 
Coldrerio - Beschluss in absehbarer Zeit revidiert 
werden soll, wäre ein weiterer Grund vorhanden 
gewesen, das notwendige Vertrauen in die Verbands- 
behörden aufzubringen und so eine Diskussion zu 
vermeiden, die weniger nach innen — denn dazu ist 
die ganze Angelegenheit praktisch zu unbedeu- 
tend — als nach aussen, wo die eigentlichen Zu- 
sammenhänge nicht verstanden und missgedeutet 
werden, unangenehm wirken muss. Auch von Be- 
fürwortern des Berner Antrages wird der Ausgang 
der Abstimmung bedauert, und man hätte es auch 
in diesen Kreisen viel lieber gesehen, wenn man sich 
auf den Vermittlungsvorschlag von Nationalrat 
Huber, St. Gallen, hätte einigen können. Leider sah 
sich der Vorsitzende, Dr. B. Jaeggi, auf Grund des 
Geschäftsreglements genötigt, die Einbringung eines 
neuen Antrages. als welchen er den Vermittlungs- 
vorschlag von Nationalrat Huber ansah, zurückzu- 
weisen, wodurch es klar wurde, dass der Antrag 
der Verbandsbehörden, die die Ablehnung des Ber- 
ner Antrages empfahlen, einer starken Opposition 
sicher war. 

Die Abstimmung ergab — wie schon erwähnt — 
Annahme des Berner Antrages mit 282 zu 194 
Stimmen. Sie erfolgte, wie die Abstimmung über 
die Resolution über den Warenhausbeschluss, in 
einer Atmosphäre, die noch etwas beun- 
ruhigt war durch die Mitteilung, dass neue An- 
träge, wie der Vermittlungsantrag von Nationalrat 
Huber, nicht mehr gestellt werden können. Als ein 
grosser Mangel wurde auch das Fehlen eines 
Mikrophons resp. eines Lautsprechers emp- 
funden, was die Hörbarkeit und damit die Auf- 
merksamkeit selbst verhinderte und so bei der Vor- 
nahme der Abstimmungen einige Verwirrung 
schuf, die sich — wie nachträglich festgestellt wurde 
— vor allem bei der Abstimmung über den Berner 
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Antrag auswirkte. Wenn eine weniger aufigeregte 
Beurteilung möglich gewesen wäre und, vor allem, 
wie das Herr Maire ausgeführt hat, gemäss vor- 
gelegter Tagesordnung die beiden Traktanden 
betreffend den Resolutionsentwurf der Verbands- 
behörden und den Berner Antrag, als selbständige 
Traktanden, getrennt behandelt worden wären, 
wäre die Zahl der die Stellungnahme der Ver- 
bandsbehörden unterstützenden Stimmen bestimmt 
grösser gewesen. 

Die Annahme des Antrages des Kreisverbandes 
Bern bedeutet nicht die Aufhebung der 
Bezugspflicht, sondern sie soll nur auf andern 
Boden gestellt werden. Gemäss $ 55 der Verbands- 
statuten können Anträge auf Aenderung der Statuten 
vonseiten der Verbandsvereine von der Delegierten- 
versammlung erheblich erklärt werden, die Statuten- 
änderung selbst kann iedoch erst in der nach- 
folgenden ordentlichen oder ausserordentlichen 
Delegiertenversammlung erfolgen. Und bis dahin 
ist hoffentlich der Coldrerio-Beschluss von selbst 
erledigt. 

Trotz des wohl sozusagen von allen als un- 
glücklich empfundenen Ausganges der zuletzt vor- 
genommenen Abstimmung möchten wir die Inter- 
lakener Delegiertenversammlung positiv werten, 
positiver wohl als manche früheren Tagungen. Das, 
was man da und dort etwas vermisste und sich ge- 
rade im Hinblick auf die gegenwärtige, durch die 
Diskussion um den Warenhausbeschluss geschaf- 
fenen Verhältnisse aktiver und entschiedener ge- 
wünscht hätte, en kämpferischer, mehr 
selbstbewusster Geist, hat sich wieder in 
einer Art geltend gemacht, die Rückwirkungen auf 
die allgemeine Haltung der Konsumgenossenschafts- 
bewegung zeitigen muss. Diese Stimmung, die z. T. 
als Enttäuschung und Empörung bezeichnet werden 
muss, ist nicht zuletzt eine der Folgen der verant- 
wortungslosen Hetze eines Nationalrat Cottier, des 
welschen Detaillistenführers, der zerade jüngst in 
Solothurn vor deutschschweizerischen Detaillisten 
auftrat und in unglaublich bornierter Weise auch 
gegen die Konsumgenossenschaften loszog. Wir 
verstehen den Kampf gegen Bata, Migros, Wa- 
renhaus und Epa-Geschäfte durchaus, müssen jedoch 
diese Hetzereien eines Nationalrates, der dem von 
ihm vertretenen Stand damit die schlimmsten Bären- 
dienste leistet, aufs höchste bedauern. Wenn er für 
den Detailhandel ein unumschränktes Monopol 
sichern und damit die Konsumenten, wie in der 
«guten alten Zeit» des letzten Jahrhunderts, wieder 
als Freiwild haben und deshalb jede gesunde Lei- 
stungskonkurrenz sich vom Halse schaffen möchte, 
dann wird man zu spüren bekommen, was es heisst, 
die Konsumentenschaft zum Kampfe herauszufor- 
dern. Wir sind ihm iedoch dankbar, dass er mit 
seinen Intentionen nicht zurückhält und auch denen 
die Augen öffnet, die vielleicht noch etwas zu 
erosses Vertrauen Leuten ä la Nationalrat Cottier 
entgegengebracht haben. 

An der Delegiertenversammlung des V.S.K. in 
Interlaken hat man etwas von diesem Kampf- 
willen für die Verteidigung der Rechte der Kon- 
sumenten gespürt. Zu wissen. dass die Genossen- 
schaften in einer so wichtigen Frage geschlossen und 
einsatzbereit sind, wird auch den Verbandsbehörden, 
die tastärlich die Interessen der Bewegung unter 
oft ausserordentlich schwierigen Verhältnissen zu 
wahren haben, sehr willkommen sein. Die dies- 
jährige Delegiertenversammlung hat damit eine Auf- 
gabe erfüllt, für die sie zu beglückwünschen ist. 
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Der Verlauf der Tagung in Interlaken. 


Es stand zu erwarten, dass Interlaken eine be- 
sondere Anziehungskraft ausüben werde. Der präch- 
tire äussere Rahmen, die Hoffnung auf den Genuss 
dieser von der Natur gebotenen Schönheiten musste 
den Besuch der diesjährigen Delegiertenversamm- 
lung zu einem Vergnügen machen. Wenn auch das 
Wetter nicht in allen Teilen den Erwartungen ent- 
sprach und in der Regel nur die Frühaufsteher auf 
ihre Rechnung kommen liess, so wird man doch auch 
mit dem Verlauf der diesjährigen Tagung zufrieden 
sein dürfen. Nicht zuletzt sind hierfür auch die In- 
terlakener Freunde verantwortlich, die mit der Ver- 
anstaltung eines flotten Unterhaltungsabends und 
der Lösung verschiedener wichtiger organisatori- 
scher Aufgaben sich den verdienten Dank gesichert 
haben. 

Zu den eindrucksvollsten Momenten jeder Dele- 
giertenversammlung gehört jeweils deren Eröff- 
nung, wenn die vielen Hunderte Genossenschafter 
und Genossenschafterinnen aus der ganzen Schweiz, 
Vertreter und Vertreterinnen unserer vier Landes- 
sprachen, Städter und Bauern, Bewohner des Flach- 
landes und Bergler, erwartungsvoll den Worten des 
Versammlungspräsidenten lauschen. An die 800 Per- 
sonen hatten sich im schönen Kursaal in Interlaken 
zu der grossen nationalen Tagung der schweizeri- 
schen Konsumenten eingefunden. Es wäre nur zu 
wünschen, dass ihnen allen beim Anblick dieser 
mächtigen Versammlung etwas von den Möglich- 
keiten, die in unserer für so hohe Ziele kämpfenden 
Bewegung liegen, zum Bewusstsein gekommen ist. 

Dass es zur Erreichung der Ziele Männer und 
Frauen braucht, die wissen, um was es geht, und 
die bereit sind, danach zu handeln, das kam in 
der Eröffnungsansprache von Dr. B. Jaeggi, Präsi- 
dent des Aufsichtsrates des V.S.K. und den An- 
sprachen der Gäste immer wieder zum Ausdruck. 


Eröffnungsansprache 
von Dr.B. Jaeggi. 


«Zu der 48. Delegiertenversammlung des Ver- 
bandes schweiz. Konsumvereine begrüsse ich Sie im 
Namen des Aufsichtsrates und der Verwaltungskom- 
mission bestens und heisse Sie alle herzlich will- 
kommen. 

Vorerst habe ich die schmerzliche Pflicht zu 
erfüllen, des Herrn Gottlieb Schweizer, Mit- 
elied unseres Aufsichtsrates, der am 1. Juni 1937 in 
Steffisburg, im Alter von nicht ganz 63 Jahren ge- 
storben ist, ehrend zu gedenken. Der Verstorbene 
war ein überzeugter, eifriger Genossenschafter. Er 
war seinerzeit Leiter des Konsumvereins Steffis- 
burg, später Verwalter des Konsumvereins Turgi 
und Präsident des Kreisverbandes Aargau. Seit dem 
Jahre 1914 gehörte Herr Schweizer auch dem Auf- 
sichtsrate des V.S.K. an. Herr Schweizer war 
praktisch veranlagt und leistete der (Genossen- 
schaftsbewegung grosse Dienste; wir werden ihn 
stets in gutem Andenken bewahren. Ich bitte Sie, 
sich zu Ehren des Verstorbenen von den Sitzen zu 
erheben. 

Mit Rücksicht darauf, dass anfangs September 
1937 der Internationale Genossenschaftskongress in 
Paris stattfinden wird, nahm die Verwaltungskom- 
mission davon Umgang, ausländische (Genossen- 
und logischerweise 
nicht in grosser 


schaftskongresse zu besuchen, 
erliess sie auch die Einladungen 
Zahl. 


Als Ehrengäste darf ich aber trotzdem be- 
grüssen: 

Herrn Ernest Poisson, Vertreter des fran- 
zösischen Genossenschaftsverbandes in Paris und 
Vizepräsident des Internationalen Genossenschafts- 
bundes. Herr Poisson ist bei uns kein Unbekannter; 
schon wiederholt war er unser lieber Gast. Heute 


dürfen wir ihn beglückwünschen als Offizier der 


Ehrenlegion, wozu ihn kürzlich sein Heimatland 
Frankreich auserkoren hat. 
Besten Gruss auch dem Vertreter des Ge- 


meinderates Interlaken, Herrn Grossrat 
Kunz. 

Ich begrüsse herzlich die Vertreterinnen des 
Konsumgenossenschaftlichen Frauen- 
bundes der Schweiz, die die hohe Aufgabe haben, 
unsere Hausfrauen zu echten Genossenschafterinnen 
heranzuziehen. 

Ferner begrüsse ich die Vertreter der Presse. 

Allen entbiete ich ein herzliches «Willkomm» 
und danke für ihr Erscheinen. 

Wenn wir ein Vierteliahrhundert zurückblicken, 
sehen wir die Verhältnisse der Wirtschaftslage in 
allen Ländern sehr verändert. Die nächste Zukunft 
wird nach mehreren Richtungen hin auch für uns 
noch manche Veränderung bringen. 

Ein Hauptmerkmal der heutigen Zeit ist, dass 
sich der Staat in grösserem Maße, als es früher der 
Fall war, in die Wirtschaft einmischen muss. Dies 
ist eine Folge der Arbeitslosigkeit und eine Not- 
wendigkeit zur Sicherung der Absatzmöglichkeit von 
Waren. Ein Teil der Bevölkerung verlangt volle 
Freiheit, ein anderer immer mehr staatliche Mass- 
nahmen. Die Begehren nach beiden Richtungen 
müssen gut geprüft, abgewogen, und auf dem gol- 
denen Mittelweg muss das Richtige vorge- 
kehrt werden. 

Ich gestatte mir, einige wirtschaftliche Fragen 
unseres Landes kurz zu streifen. 

Am 26. September 1936 beschloss der Schweize- 
rische Bundesrat die Anpassung des Schweizerfran- 
kens an die andern abgewerteten Währungen oder 
— kurz ausgedrückt — die Abwertung des 
Schweizerfrankens. Die Bundesversamm- 
lung nahm von diesem Beschlusse unter Zustimmung 
Kenntnis. Zu der Frage, ob eine Abwertung unseres 
Geldes zweckmässig war, möchte ich mir heute noch 
kein abschliessendes Urteil erlauben. Tatsache ist, 
dass im Verlaufe der letzten Monate mehr Arbeits- 
gelerenheit beschafft werden konnte. Die Zahl der 
Arbeitslosen ging zurück. Die Exportindustrie und 
zahlreiche Fabriken, die für das Inland arbeiten, 
hatten mehr Beschäftigung. Auch die Hotels, von 
denen wiederum Handwerk, Gewerbe und eine 
grosse Zahl von Angestellten abhängig sind, wiesen 
eine höhere Frequenz auf. Geld wurde in grösserem 
Masse und zu niedrigerem Zinsfuss angeboten. Neben 
all diesen Vorteilen hat die Abwertung aber auch 
Nachteile zur Folge. Die Waren, die wir vom Aus- 
land beziehen, kosten mehr. Dazu kommen infolge 
der allgemein steigenden Weltkonjunktur sowieso 
höhere Preise, sodass man heute und sicher auch 
in der nächsten Zukunft mit gesteigerten Waren- 
preisen sozusagen aller Kategorien rechnen muss. 
Trotzdem ist es unmöglich, heute schon ein end- 
gültiges Urteil über die Abwertung des Schweizer- 
frankens im allgemeinen zu geben. Erst die Zukunft 
wird beweisen, ob die Wirtschaft auf die Dauer eine 
bessere sein wird. 
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Notwendig ist, dass Massnahmen getroffen wer- 
den, die eine allzugrose Verteuerung der 
Lebenshaltung verhindern und dass das Real- 
einkommen der Bevölkerung nicht allzu stark redu- 
ziert wird. Die Genossenschaften haben die grosse 
Aufgabe zu erfüllen, das Los der werktätigen Be- 
völkerung so gut als möglich zu gestalten. Diese 
Aufgabe mahnt eindringlich zum Zusammenstehen, 
zum Zusammenwirken aller. 

Im Jahre 1933 wurde von den Bundesbehörden 
ein dringlicher Bundesbeschluss erlassen, wonach 
Grossbetriebe des Detailhandels ohne Bewilligung 
keine neuen Filialen eröffnen dürfen. Dieser Bundes- 
beschluss wurde im Jahre 1935 bis zum 31. Dezember 
1937 verlängert. In der Zeit der Gültigkeit dieses 
sogenannten Warenhausverbotes erliess der 
Bundesrat einen Beschluss, der die Konsumvereine, 
die dem Verband schweiz. Konsumvereine ange- 
schlossen sind, als Filialen desselben erklärt, sodass 
demgemäss sowohl die grossen als auch die kleinen 


Genossenschaften unter die Bestimmungen des 
Bundesbeschlusses betr. Warenhäuser und Filial- 
geschäfte fallen. Grundsätzlich ist der Beschluss 


betr. Einschränkung der Warenhäuser und Filial- 
geschäfte vom Standpunkt der Handels- und Ge- 
werbefreiheit, sowie des Genossenschaftswesens aus 
unrichtig.. Die Genossenschaften als Selbsthilie- 
organisationen sollten sich frei und ungehindert ent- 
wickeln können. Anderseits will der Bundesbe- 
schluss dem kleinen Mittelstande helfen und dafür 
sorgen, dass die kleinen Detailgeschäfte den Gross- 
betrieben nicht unterliegen. Hat dieser Bundes- 
beschluss dem selbständigen Detailhandel wirklich 
helfen können? Jedenfalls nur in sehr beschränktem 
Masse, Es ist nicht richtig, dass die privaten Detail- 
geschäfte den Grossbetrieben ohne weiteres zum 
Opfer fallen. Wenn ein kleines Privatunternehmen 
einwandfrei und in jeder Beziehung richtig betrieben 
wird, dürfte es die Konkurrenz der Warenhäuser, 
der Grossbetriebe und der Konsumgenossenschaften 
aushalten können. Die Unterstützung des Staates 
darf nicht in allen Fällen angerufen werden, weil er 
nicht die Möglichkeit hat, überall helfen zu können. 
Der Gedanke der Selbsthilfe soll immer mehr Be- 
rücksichtigung finden. 

Der Zwischengenossenschaftliche Ausschuss der 
Schweiz richtete eine Eingabe an den Bundesrat mit 
dem Begehren, der Bundesbeschluss betr. Waren- 
häuser und Filialgeschäfte, der auf 31. Dezember 
1937 befristet ist, solle nicht mehr verlängert werden 
oder nur mit dem Referendumsvorbehait, d.h., dass 
es den Stimmberechtigten frei stehen solle, je nach 


Gutfinden eine Volksabstimmung zu verlangen. Die 
Frage scheint mir eine grundsätzliche, aber auch 


eine taktische zu sein. In der heutigen Form muss 
das Warenhausverbot bekämpft werden. 

Nun ist es aber möglich, sogar wahrscheinlich, 
dass im neuen Bundesbeschluss eine Bestimmung auf- 
genommen wird, wonach Genossenschaften mit nur 
einem, zwei oder drei Verkaufsgeschäften nicht unter 
die Bestimmungen des Warenhausverbotes fallen 
und damit die Gleichheit mit den privaten Detail- 
firmen wieder hergestellt wird. Ferner dürfte auch 
der Bundesbeschluss etwas weiter gefasst werden, 
sodass im allgemeinen kleinere Aenderungen von 
Ladenlokalitäten ohne weiteres vorgenommen wer- 
den dürfen. 

Wenn der Bundesbeschluss in der skizzierten 
Weise verbessert wird, ist wohl die Frage zu er- 
wägen, ob sich die Genossenschaften für ein oder 
L) 


zwei Jahre mit der Verlängerung abfinden sollten, 
und zwar aus folgendem Grunde: 

Im Jahre 1938 oder 1939 wird voraussichtlich 
eine Partialrevision der Schweizerischen Bundes- 
verfassung zur Abstimmung kommen, nach der die 
Handels- und Gewerbefreiheit eingeschränkt werden 
kann. Diese Einschränkung darf meines Erachtens 
nur erfolgen, wenn die Genossenschaften nicht ernst- 
lich behindert werden. Auf diese Zeit nun sollten 
wir uns vorbereiten und mit allen Mitteln dafür 
sorgen, dass die Bundesverfassung nicht die Mög- 
lichkeit für eine Hemmung des genossenschaftlichen 
Gedankens bietet. So meine ich: abwarten in einer 
an und für sich nicht lebenswichtigen Angelegenheit, 
um nötigenfalls später mit mehr Grund und Gewicht 
iester eingreifen zu können für die kommende be- 
deutungsvollere Sache der Revision der Bundes- 
verfassung. 

Wenn der Bundesbeschluss im vorhin gezeichne- 
ten Sinne verändert wird, leiden dann die Genossen- 
schaften ernstlich Schaden? Die Genossenschaften, 
die dem Verband schweiz. Konsumvereine ange- 
schlossen sind, haben einen Umsatz von rund 300 
Millionen Franken pro Jahr, aber 400,000 Mitglieder. 
Der Bedarf an Waren zu durchschnittlich nur 
Fr. 1500.— pro Mitglied und pro Jahr berechnet, 
würde die Summe von 600 Millionen Franken er- 
geben. Also haben wir noch ein grosses Ar- 
beitsfeld vor uns. In die Tiefe und nicht nur in 
die Breite sollen wir gehen. Auch in der Zahl der 
Filialen sollten wir uns eine gewisse Einschränkung 
auferlegen, insofern, als neue Verkaufslokale nur in 
wirklich berechtigten Fällen eröffnet werden sollen, 
um die Verkaufsspesen in ein möglichst günstiges 
Verhältnis zum Umsatz zu bringen. 

Mit dem 1. Juli 1937 wird das neue schweize- 
rische Genossenschaftsrecht in Kraft tre- 
ten. In diesem ist der Rechtsbegriff der Genossen- 
schaft grundsätzlich besser umschrieben als im bis- 
herigen Gesetz. In den nächsten fünf Jahren haben 
sich alle Genossenschaften dem neuen Gesetze anzu- 


passen. Bei der Aenderung der Statuten sollten so 
weit als möglich Vereinfachungen vorgenommen 
werden. Rationelle, zweckmässige Organisationen 


sind anzustreben. Der Gedanke einer demokra- 
tischen Verwaltung und eine den schweize- 
rischen Verhältnissen entsprechende Dezentrali- 
sation soll im Auge behalten werden. 

Die Genossenschaften haben stets darnach zu 
trachten, dass sie gegenüber den privaten Unter- 
nehmungen leistungsfähig sind. Sie haben ihre preis- 
regulierende Aufgabe hochzuhalten. Die Marke 
«Co-op» ist in allen Artikeln in erster Linie zu be- 
rücksichtigen. Dadurch kann nach und nach eine 
Reduktion der Warenassortimente erreicht und eine 
Vereinfachung sowie Verbilligung des Betriebes 
herbeigeführt werden. Die Eigenproduktion 
ist anzustreben, sei es durch Betrieb eigener Fa- 
briken oder, was mir heute als richtiger erscheint, 
durch Uebernahme der ganzen Produk- 
tion einzelner Fabriken. 

Gross und bedeutend ist der Pflichtenkreis, der 
unser aller wartet. Schürfen wir tief, um alle 
Schöpferkraft aus dem Urgrund zu holen. Vieles ist 
erreicht; wir dürfen uns aber mit dem Erreichten 
nicht zufrieden geben. Wir müssen einsehen, wie- 
vieles noch mangelt, wieviel wir noch zu arbeiten 
haben. Scheuen wir uns nicht vor Aenderungen, die 
als dringend erscheinen und bei den heutigen Ver- 
hältnissen notwendig sind. Was unser Genossen- 
schaftswerk geworden ist, ist es geworden durch 
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die Arbeit aller. Grosses und Schöpferisches 
kann nur aus dem Zusammenwirken aller Treu- 
gesinnten hervorgehen. Unsere in den drei Landes- 
sprachen entwickelte Presse, die Kurse, die Ver- 
sammlungen, die Vorführung erzieherischer Filme, 
die Studienzirkel, das Genossenschaftliche Seminar 
müssen auch in Zukunft das treibende und leitende 
Element sein. Erziehung, nicht Reklame soll unsere 
Parole sein. Alle diejenigen, die mithelfen und Opfer 
bringen, um das grosse Ziel der Genossenschaft zu 
fördern, verdienen den Dank der Mit- und Nachwelt. 
Nicht nur Käufer in den Läden, sondern wirkliche 
Mitglieder, Genossenschafterinnen und Genossen- 
schafter wollen wir sein. Das grosse Ideal der Ge- 
nossenschaft will die Auswirkung jener Kraft der 
Liebe, die über alle koniessionellen Gegensätze, 
Rassen- und Standesunterschiede hinweg ein Bünd- 
nis schafft, ein Bündnis, indem alle unsere nationalen 


Dr. A. Suter, Lausanne, 
Präsident der Lausanner Genossenschaft, 
trat nach 28-jähriger Zugehörigkeit zum V.S.K.-Aufsichtsrat 
als Mitglied desselben zurück. 


und internationalen, politischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Beziehungen von innen heraus klar und 
sicher geregelt werden, ein Bedürfnis, das unsere 
Freiheit und Unabhängigkeit von allen Mächten des 
Bösen befreit. Möge sich dieses Zukunftsideal mehr 
und mehr erfüllen in den kommenden Zeiten. Möge 
unser Delegiertentag wiederum zu einem Segenstag 
werden, von dem Licht und Tragkraft für alle 
ausgeht. 

Mit diesen Worten schliesse ich und erkläre die 
diesjährige Delegiertenversammlung als eröffnet.» 

Im Anschluss an diese mit grossem Beifall auf- 
genommenen Worte erfreut der redegewandte 
Ernest Poisson, Generalsekretär des französischen 


Genossenschaftsverbandes und Vizepräsident des 
Internationalen Genossenschaftsbundes, die Ver- 


sammlung mit einer temperamentvollen Ansprache. 


Ansprache von Herrn Poisson. 

«Erlauben Sie mir, gemäss einer gut französischen Tradi- 
tion, Ihnen zum Gruss ein Wort aus unserer Geschichte und 
unserer grossen Revolution entgegenzurufen: «Gruss und Bru- 
derschaft». 


u a na) SER a eu een 


Herr Poisson hat schon oft das Vergnügen gehabt, an un- 
seren Versammlungen teilzunehmen. Er bewundert nicht nur 
unser Land, seine prächtigen Gegenden, sondern auch unsere, 
wie er schmeichelhaft sagt, bewundernswerte Genossenschafts- 
bewegung. Er bewundert sie dafür, was sie ist, und für ihren 
Willen, grösser zu werden und zu prosperieren. Er liebt sie 
auch wegen ihrer besondern Schwierigkeiten, mit deren sie 
heutzutage fertig werden muss und denen sie mit soviel Ent- 
schlossenheit gegenübertritt. Die schweizerische Genossen- 
schaftsbewegung entwickelt sich in Anbetracht der grossen 
behördlichen Hemmungen ausgezeichnet. Auch in Frankreich 
wie in Belgien verlangen gewisse Kreise Gesetze gegen das 
Genossenschaftswesen. Die Genossenschafter, aufmerksam ge- 
macht auf die Ereignisse im Auslande, werden alles tun, um 
Versuche ihrer Gegner zunichte zu machen. 

«Ich befinde mich,» sagte Herr Poisson, «auf Grund eines 
ganz besonderen Privilegs unter Ihnen. Mit viel Klugheit und 
Bescheidenheit haben Sie beschlossen, in den Jahren nicht an 
ausländischen Genossenschaftskongressen teilzunehmen, in 
denen der 1.G.B.- Kongress stattfindet. Ich habe deshalb nur 
eine einzige Entschuldigung für meine Anwesenheit, und die 
besteht darin, dass in diesem Jahre in Paris der Kongress 
des Internationalen Genossenschaftsbundes 
stattfindet. Ich möchte deshalb einen ganz besonderen Appell 
an den V.S.K. richten, dass er uns eine vollständige Delega- 
tion schickt und eine möglichst grosse Zahl von Genossen- 
schaftsireunden. Neben den stimmberechtigten Delegierten gibt 
es auf den Tribünen noch für sehr viele genügend Platz; die 
schweizerischen Genossenschaiter sind uns willkommen. Sie 
werden bei uns vielleicht mit mehr Reichtum des Herzens als 
mit äusserem Aufwand empfangen. Aber, liegt nicht gerade im 
Herzen der wahre Reichtum, auf den es für Genossenschafter 
bei einem Empfang vor allem ankommt. 

Der Internationale Kongress in Paris ist von ganz beson- 
derer Bedeutung. Man wird dort die Rochdaler Grund- 
sätze diskutieren; wir wissen, dass diese von Ihnen, schwei- 
zerische Genossenschafter, immer mit der grössten Gewissen- 
haftigkeit erfüllt wurden. Ohne sie alle hier aufführen zu 
wollen, können wir sagen, dass es bei ihnen in erster Linie 
auf die Verteidigung der freiwilligen Vereinigung von Men- 
schen, die sich zur Wahrung ihrer Freiheit und zur Schaffung 
einer neuen Welt zusammengeschlossen haben, ankommt. 

Eine zweite Frage, die auf dem Kongress behandelt wer- 
den wird, ist de Wiederaufnahme der internatio- 
nalen Wirtschaftsbeziehungen. Die einzige Mög- 
lichkeit dazu bietet das Genossenschaftswesen. Weder in der 
Autarkie noch in der schlecht verstandenen Freiheit liegt die 
Lösung; um diese zu finden, muss man sich von den Grund- 
sätzen des Genossenschaftswesens inspirieren lassen. 

Eine dritte Frage auf der Tagesordnung unseres 1.G.B.. 
Ihres 1.G.B., ist die Stellung der Genossenschaftsbewegung 
im Blick auf alle die politischen und wirtschaftlichen Systeme 
der Gegenwart: sogenannte liberale Wirtschaftssysteme, von 
denen sich ein Land nach dem andern loslöst, sogenannte tota- 
litäre, auch nicht-totalitäre Wirtschaftssysteme, bei denen der 
Staat jedoch, wie bei uns und bei Ihnen, melır und mehr in das 
Wirtschaftsleben eingreift. Gegenüber all diesen Systemen 
müssen wir zugeben, dass ein höheres System besteht, eine 
viel bessere Lösung: das Genossenschaftswesen, das eine Wirt- 
schafts- und Gesellschaftsfiorm darstellt, die durch ihre Grund- 
sätze wie durch ihre Resultate zu allen Hoffnungen berechtigt.» 

Herr Poisson entschuldigt sich, weil er nicht der ganzen 
Tagung in Interlaken beiwohnen kann. Er hat nach Gent 
zu gehen, wo er an der Einweihung eines Denkmals für Albert 
Thomas teilnehmen muss. In einigen Worten erinnert er in 
eindrucksvoller Weise daran, was Albert Thomas war, was 
seine Ideen, sein genossenschaftlicher Wert bedeuten. «Wäh- 
rend des heutigen Eröffnungsaktes — führt Herr Poisson am 
Schlusse aus — habe ich mit Vergnügen die schönen Worte 
Ihres Präsidenten, Hrn. Dr. B. Jaeggi, über die Erziehung 
gehört. Ich habe mich dabei daran erinnert, dass in der Schweiz 
Tausende von Genossenschaftern leben, die sich zu der auch 
von Albert Thomas geäusserten Idee bekennen: Wir müs- 
sen Männer und Charaktere heranbilden.» 


Als Vertreter des GemeinderatesInter- 
laken überbringt die Grüsse desselben Herr 
Grossrat Kunz, der auch als alter Konsümler 
spricht. Besonderen Dank weiss er der Delegierten- 
versammlung, dass sie mithilit, die schwere wirt- 
schaftliche Krisis in der Hotellerie zu bekämpfen. 

Der Konsumgenossenschaftliche 
Frauenbund der Schweiz, dessen Büromitglie- 
der an der Versammlung teilnehmen, übermittelt 
ebenfalls durch seine Präsidentin, FrauR. Münch, 
beste Grüsse und Wünsche für die Tagung. 
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Ansprache von Frau Münch. 


«Das Büro des Konsumgenossenschaftlichen Frauenbundes 
entbietet Ihnen allen zur heutigen Delegiertenversammlung die 
herzlichsten Grüsse. Zugleich aber möchte ich im Namen 
meiner Mitarbeiterinnen den Verwaltungsbehörden des V.S.K. 
tür die freundliche Einladung meinen besten Dank aussprecher 

Es sind nun gerade fünf Jahre her, seıt ıcn das Vergnügen 
hatte, Ihnen an diesem Orte über die Ergebnisse der genossen- 
schaftlichen Frauenarbeit zu sprechen. Wenn damals ein ge- 
wisser Pessimismus aus meinen Worten erklang und mir die 
Entwicklung unserer Bewegung zu langsam vorwärts ging, so 
darf ich heute konstatieren, dass wir durch unermüdliche Pro- 
pagandatätigkeit seither doch wieder etwas vorwärts gekom- 
men sind. 

Umfasste damals unser Bund 24 Sektionen und etwa 200 
Einzelmitglieder, so sind es heute 35 Sektionen mit mehr denn 
1200 Mitgliedern; ia wir hoffen, dass wir Ihnen im nächsten 
Jahr sagen können, dass wir das zweite Tausend erreicht 
haben. Damit hätten wir dann den Worten Ihres Herrn Vor- 
sitzenden, Dr. Jaeggi, nachgelebt, der uns einmal in einer Sit- 
zung nahelegte, unsere Arbeit zu erweitern, die kleinen Sek- 
tionen verschwinden zu lassen und auf die Erfassung aller ge- 
nossenschaftlich gesinnten Frauen unser Augenmerk zu rich- 
ten. Das haben wir nun seit drei Jahren getan und haben ein- 
gesehen, wie recht damals Dr. Jaeggi hatte, denn die Grün- 
dung von genossenschaftlichen Frauenvereinen hat sich be- 
währt. Die Frauen sind dabei in die Lage versetzt, das Ge- 
schick ihres Vereins selbst an die Hand zu nehmen, selbst ihre 
Tätigkeitsprogramme aufzustellen, und sie machen es durch- 
wegs mit viel Geschick. Sie haben eine grössere Bewegungs- 
freiheit erhalten und kommen durch den bescheidenen Beitrag, 
den sie von ihren Mitgliedern fordern, in eine finanzielle Un- 
abhängigkeit von ihren Verwaltungen; dadurch wird das gegen- 
seitige Vertrauen nur gestärkt. Die genossenschaftlichen Frauen- 
vereine sind in der Lage, durch eine gut angelegte Propa- 
gandatätigkeit einen grossen Teil der Mitgliedschaft zu er- 
fassen und zu treuen Genossenschafterinnen zu erziehen; sie 
können den Kontakt zwischen ihnen und dem Konsumverein 
stets wachhalten und auf die ganze Bewegung befruchtend wir- 
ken. Auch die hauswirtschaftliche Ausbildung wird damit er- 
fasst, und ganz nebenbei möchte ich an die vielen Kurse er- 
innern, die alle Jahre abgehalten werden und sich immer eines 
grossen Zuspruchs erfreuen. Alles nur zur Ertüchtigung der 
Hausfrauen. 

Weil wir im Büro des K.F.S. die wertvolle Arbeit aner- 
kannt haben, die da geleistet werden kann, so erlaube ich 
mir, von dieser Stelle aus an alle Verwalter, die noch 
Frauenkommissionen haben, den Wunsch zu richten, mit der 
Erweiterung und Umstellung der Frauenarbeit zu beginnen. 
Für diejenigen aber, die überhaupt noch nichts derartiges ha- 
ben, wäre es nun doch an der Zeit, die Frage einmal ernstlich 
zu prüfen. Wir sind jederzeit gerne bereit, dabei mitzuhelfen. 

Besondere Freude bereitet es mir, Ihnen sagen zu können, 
dass unsere Schwestern aus der welschen Schweiz ebenfalls 
rührig an der Arbeit und schon eine Reihe neuer Sektionen 
entstanden sind, die sich in einer «Union des Coop&ratrices» 
zusammengeschlossen haben. 

Sie sehen also aus meinem Bericht, dass überall reges 
Leben pulsiert und zur Geltung kommen möchte. Unterstützen 
Sie diese guten Regungen in Anbetracht des immer schärfer 
werdenden Konkurrenzkampfes, denn von Ihnen allein hängt es 
ab, wenn wir unser Ziel erreichen wollen; und unser Ziel geht 
dahin, in der Schweiz eine grosse, starke genossenschaftliche 
Frauenbewegung zu schaffen, wie solche bereits in einer Reihe 
anderer Länder bestehen. Wir Frauen sind die Trägerinnen 
der Genossenschaftsbewegung. Der grösste Teil des Volks- 
vermögens geht durch unsere Hände. Sorgen Sie mit, dass 
dieses Geld auch Volksgut bleibt und sich nicht dereinst gegen 
unsere Bewegung, die ja eine Friedensbewegung ist, richte. 

Ich schliesse nun meine Ausführungen mit dem besten 
Dank an alle unsere Gönner und Freunde und wünsche Ihnen 
eine erspriessliche Tagung und nach getaner Arbeit noch einige 
fröhliche Stunden der Erholung.» 


Die Versammlung verdankte die verschiedenen 
Ansprachen jeweils mit starkem Beifall. 

Entsprechend dem Vorschlag der Konsum- 
genossenschaft Interlaken wird Arnold Fürer, 
Präsident dieser Genossenschaft seit Gründung der- 
selben unter dem Applaus der Versammlung zum 
Vizepräsidenten der Tagung gewählt. In 
kurzen Worten dankt A. Fürer für die Wahl und 
weist u. a. auf die erfreuliche Umsatzentwicklung 
der K. G. Interlaken hin, die wohl nicht zuletzt dem 
von Präsident Fürer betonten guten Verhält- 


nis von Genossenschaft und V.S.K. zu 
verdanken ist. Zu den Hauptgeschäften übergehend, 
erteilt der Vorsitzende Herrn Dr. O. Schär das 
Wort zum Rechenschaftsbericht über die Tätigkeit 
des V.S.K. im Jahre 1936. Er verbindet damit den 
Dank an die Verwaltungskommission und das Per- 
sonal des V.S.K. für die im vergangenen Jahre ge- 
leistete Arbeit. 


Referat von Dr. O. Schär 
über den Rechenschaftsbericht 
des V.S.K. 


«Zur Einleitung meines Referates möchte ich, 
namens der Verwaltungskommission, die ehrenden 
Worte, die der Präsident des Aufsichtsrates dem am 
l. Juni verstorbenen alt Verwalter Gottfried Schwei- 
zer gewidmet hat, wie auch die Ehrung, die Hr. Dr. 
Jaeggi dem nach 28-jähriger Mitwirkung aus dem 
Aufsichtsrat zurückgetretenen Herrn Dr. A. Suter 
später noch zuteil werden lässt, verdanken und be- 
stätigen. Ich glaube auch in Ihrem Namen zu spre- 
chen, wenn ich den S.B.B. für gewährte Fahrver- 
günstigung danke. 

Anschliessend erachte ich es als meine Pflicht, 
auch die Mitwirkung des Herrn Dr. B. Jaeggi an den 
Beratungen der Verwaltungskommission zu ver- 
danken. Soweit es ihm seine anderweitige, vielseitige 
Beanspruchung erlaubt, nimmt er an allen Sitzungen 
der Verwaltungskommission und den Sitzungen mit 
den ersten Angestellten teil, sowohl zur Bericht- 
erstattung über die Vorgänge in Zweckgenossen- 
schaften und anderen Organisationen, in denen er 
den Verband vertritt, als auch zur Äusserung seiner 
stets gerne gehörten Meinungen über bestimmte, von 
der Verwaltungskommission zu behandelnden Fra- 
gen. Seine Ratschläge sind uns stets willkommen. 

Bevor ich zur Berichterstattung über die Ge- 
schäfte des Verbandes übergehe, verweise ich auf 
die übliche, in den Feststellungen unserer Fachorgane 
abgedruckte Aufstellung über die Entwicklung 
unserer Verbandsvereine im abgelaufenen 
Jahre. Diese Aufstellung zeigt eine befriedigende 
Entwicklung, eine aufsteigende Linie bei allen wich- 
tigen Positionen. Von den 18 Positionen weisen nur 
3 eine rückläufige Bewegung auf, nämlich die Zahl 
der Angestellten, der Betrag der Obligationen und 
der Betrag der Anteilscheine. Der Verminderung der 
Anteilscheine steht jedoch ein dreifach höherer Zu- 
wachs der Reserven gegenüber, die nun ca. 20 ®/o der 
gesamten Bilanzsumme ausmachen. Die stärkste 
prozentuale Steigerung ist leider bei den Aus- 
gabeposten, den Steuern, zu verzeichnen, als 
Auswirkung der eidg. Krisenabgabe. 

Wenn man den Betrag des Gesamtwaren- 
umsatzes unserer Verbandsvereine auf die rund 
4 Millionen Bevölkerung der Schweiz verteilt, so 
würden pro Kopf der Bevölkerung knapp Fr. 71.— 
entfallen, eine Feststellung, die zeigt, dass unserer 
Bewegung noch grosse Entwicklungsmög- 
lichkeiten offen stehen, die der jüngeren Gene- 
ration unserer Genossenschaften noch grosse Auf- 
gaben überlassen. Unser Statistiker, Herr Handschin, 
hat in den letzten Tagen über den Stand der Kon- 
sumgenossenschaftsbewegung in den einzelnen Län- 
dern der Genossenschaftswelt im Jahre 1935 eine in- 
struktive Aufstellung verfasst, wobei die Zahl der 
Konsumgenossenschaften, ihrer Mitglieder, die Ge- 
samtumsätze der Konsumgenossenschaften und der 
Grosseinkaufsgesellschaften in Vergleich mit den 
Bevölkerungszahlen der einzelnen Länder gebracht 
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wurden. Für die Schweiz sind die Umsätze des 
V.S.K., des V.O.L.G. und der Konkordia zusam- 
mengerechnet (Konsumvereine Zürich und St. Gal- 
len nicht inbegriffen). Dabei ergibt sich das über- 
raschende Resultat, dass, pro Kopf der Bevölkerung 
gerechnet, sowohl die Umsätze der Konsumgenos- 
senschaften wie der Grosseinkaufsgesellschaften in 
der Schweiz am höchsten sind, mit Ausnahme von 
Island, wo pro Kopf der Bevölkerung die Konsum- 
vereine Fr. 107.— umsetzen. Für die Schweiz beträgt 
diese Quote Fr. 80.—, für Grossbritannien und Ir- 
land Fr. 68. und für Schweden, Dänemark und 
Finnland, die man oft an der Spitze der Entwicklung 
glaubte, Fr. 52.—, 50.— und 60.—. Nach der gleichen 
Berechnung ergibt sich für Deutschland Fr. 12.— und 
für Frankreich Fr. 8.— pro Kopf der Bevölkerung. 
Auch beim Umsatz der Grosseinkaufsgesellschaften, 
pro Kopf der Bevölkerung gerechnet, tritt Island an 
erste, *die Schweiz mit Fr. 55.— an zweite Stelle. Es 
folgen Grossbritannien mit Fr. 36.—, Dänemark mit 
Fr. 35.—, Finnland mit Fr. 34..— und Schweden mit 
Fr. 22.— pro Kopf. 

Nun zu unserem Verbande selbst. — Die Ge- 
schäfte des Verbandes und damit diejenigen der Ver- 
waltungskommission, bei der alle Fäden zusammen- 
laufen, werden von Jahr zu Jahr zahlreicher und 
mannigfacher. Das ist weniger auf die Zunahme des 
Warenumsatzes zurückzuführen, als auf den Um- 
stand, dass de Warenvermittlung von Jahr 
zu Jahr unfreier wird, dass immer mehr Waren- 
artikel und -kategorien in den Bereich staatlicher 
und privater Bindungen gezogen werden, dass ge- 
wisse Artikel nicht nur von Bundes wegen, sondern 
auch von einzelnen Kantonen aus bewirtschaftet 
werden sollen, und dass unser Verband bei den Vor- 
beratungen und bei der Durchführung dieser nicht 
immer gleichbleibenden Beschränkungen selbstver- 
ständlich sich vertreten lassen muss, im Interesse 
seiner Verbandsvereine und deren Mitglieder. Auch 
innerhalb des Verbandes selbst sind die Veranstal- 
tungen, an denen die Verwaltungskommission mit- 
wirken muss, zahlreicher geworden. 

Eine minutiöse Berichterstattung über diese Art 
der Betätigung der Verwaltungskommission, die die 
Zeit einzelner Mitglieder stark in Anspruch nimmt, 
kann im gedruckten Bericht nicht erfolgen, sonst 
würde derselbe noch umfangreicher, als er ge- 
worden ist, und die Gefahr, dass er nicht von allen 
dazu verpflichteten Vertretern der Verbandsvereine 
gelesen würde, würde noch grösser. 

Aus persönlicher Teilnahme an 3 Kreiskonfe- 
renzen, die Bericht und Rechnung des V.S.K. dieses 
Frühiahr zu behandeln hatten, ebenso aus Berichten 
der Kollegen, die an den andern Kreiskonferenzen 
teilnahmen, kann ich feststellen, dass sowohl Bericht 
wie Rechnung pro 1936 in keiner Kreiskonferenz 
irgendwie Anlass zu Beanstandungen gaben. Ich darf 
deshalb annehmen, dass auch heute an der endgültig 
zur Genehmigung zuständigen Versammlung diese 
Genehmigung und Decharge-Erteilung oppositionslos 
erfolgen wird, welche Anerkennung der vielseitigen 
Arbeit sowohl der Verwaltungskommission wie des 
gesamten Personals wir bestens verdanken. 

Die formellen Anträge zur Rechnung, die auf 
Seite 21 des deutschen Berichtes abgedruckt sind, 
möchte ich nicht mündlich wiederholen. Ich bitte um 
(ienehmigung dieser Anträge und Decharge-Ertei- 
lung. 

Auf Seite 10 des Berichtes wird ausgeführt, dass 
die Verbandsbehörden dem letztes Jahr zur Prü- 
fung überwiesenen Antrag auf Schaffung einer be- 
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sonderen Treuhand-Organisation zurzeit keine Folge 
geben können. Es ist jedoch nicht ausgeschlossen, 
dass später, wenn mit den bisherigen Einrichtungen 
und Vorkehrungen gewisse Erfahrungen vorliegen, 
doch Schritte in der Richtung der Verwirklichung 
des Antrages Niedergerlafingen gemacht werden. 

Das wichtigste wirtschaftliche Ereignis des letz- 
ten Jahres war die Abwertung des Schwei- 
zerfrankens, die für uns wie für das ganze 
Schweizervolk überraschend kam und die wir vom 
Standpunkt der Konsumenten aus wie aus allge- 
meinen Erwägungen nicht begrüssten, da wir als 
deren Folge eine erhebliche Verteuerung der Lebens- 
haltung und damit im Zusammenhang vermehrte 
wirtschaftliche, insbesondere Lohnkämpfe und auch 
eine Benachteiligung der bei Pensions- und Hilfs- 
kassen versicherten Angestellten befürchteten. 

Der Preiskontrolle ist es gelungen, vorerst diese 
nachteiligen Folgen zum Teil hinauszuschieben. Auf 
die Dauer wird jedoch bei zahlreichen Artikeln, spe- 
ziell des Importes, diese Verteuerung nicht verhin- 
dert werden können. 

Selbstverständlich hat die Verwaltungskommis- 
sion sofort nach der Abwertung Massnahmen er- 
griffen, um die durch die Frankenabwertung dro- 
hende Teuerung zu mildern, soweit dies in ihrer 
Macht lag und hat den zuständigen Amtsstellen Auf- 
hebung aller amtlichen Massnahmen, die preisstei- 
gernd wirken, angeregt. Nähere Ausführungen hier- 
über finden Sie im Jahresbericht. 

Wir haben dort auch die Stellungnahme der 
Organe der Preiskontrolle kritisiert, soweit sie die 
Anpassung der Preise andas Rückvergütungssystem 
der Konsumvereine nicht genehmigen wollten; kurz 
nach Ausgabe unseres gedruckten Berichtes hat je- 
doch die Preiskontrolle ihre Stellung korrigiert, so 
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dass unsere Kritik durch die späteren Massnahmen 
gegenstandslos geworden ist. 

Die Ausdehnung der Warenhausbeschrän- 
kungen auf Genossenschaften, speziell auf kleine 
(ienossenschaften, wodurch die Konsumvereine 
schlechter gestellt wurden als wie private Klein- 
händler, gab Anlass zu mannigfachen Beratungen, 
speziell mit dem Zwischengenossenschaftlichen Aus- 
schuss. Diese Frage steht auf Wunsch des Kreises II 
als besonderes Traktandum auf unserer Verhand- 
lungsliste. 

Besonders erfreulich ist die im Berichtsjahr er- 
folete Zunahme des Verbandsumsatzes um 
rund 11 Millionen Franken. Es ist dies die grösste 
Zunahme seit den Jahren der Kriegsteuerung, 1916 
bis 1920. Drei Faktoren haben dabei mitgewirkt: 
Erstens die zum Teil durch die statutarische Bezugs- 
pflicht bewirkte zunehmende Verbandstreue der Mit- 
«lieder, sodann Preiserhöhungen, die sich zum Teil 
schon vor der Abwertung bemerkbar machten und 
dann als Folge der Abwertung selbst, hauptsächlich 
bei den Importartikeln. Hervorzuheben ist, dass 
diese grosse Umsatzsteigerung sozusagen mit dem 
eleichen Personalbestand durchgeführt werden 
konnte wie im Vorjahr. 

Erfreulicherweise hat die Erhöhung des Waren- 
umsatzes des Verbandes mit Neujahr 1937 nicht auf- 
ehört, sondern sich fortgesetzt, indem wir in den 
ersten 5 Monaten dieses Jahres beinahe 10 Millionen 
Franken Mehrumsatz zu verzeichnen haben; geht die 
Entwicklung so weiter, so würde unser Umsatz im 
Jahre 1937 zum erstenmal die 200-Millionen-Grenze 
übersteigen. 

Zur Bewältigung des Mehrumsatzes mussten 
auch unsere Anlagen vergrössert werden. 
Nachdem im Jahre 1935 das Lagerhaus 8 umgebaut 
wurde, brachte das Berichtsjahr eine erhebliche Er- 
weiterung und Vergrösserung des Lagerhauses 6. 
Ebenso wurde in Biel (Bern) ein eigenes Lagerhaus 
für Gemüse- und Obstvermittlung errichtet, das be- 
reits in Betrieb genommen wurde; im laufenden 
Jahre wird in Pratteln das Lagerhaus I hauptsäch- 
lich für die Weinkeller erheblich vergrössert. Eine 
Zweckgenossenschaft des Verbandes, die Coop- 
Haus-Genossenschaft, hat im St. Johann-Hafen Basel 
ein neues Lagerhaus mit Silo im Bau, das in späte- 
stens zwei Monaten auch fertiggestellt sein soll. 
Diese beiden Bauten werden mit den nötigen Ein- 
richtungen über 2 Millionen Franken kosten, ein Zei- 
chen dafür, dass auch der V.S.K. das Seinige zur 
Belebung des sonst darniederliegenden Baugewerbes 
tut. — Nebenbei sei erwähnt, dass in den letzten 
Tagen zur Betriebsführung des von der Coop-Haus- 
Genossenschaft errichteten Lagerhauses eine neue, 
besondere Zweckgenossenschaft «St. Johann - Lager- 
haus- und Schiffahrts-Gesellschaft gegründet wurde, 
an der neben unserem Verband zur Hauptsache die 
Mühle in Zürich beteiligt ist. 

Die Unkosten des Verbandes haben sich trotz 
dem steigenden Umsatz nur unwesentlich vermehrt, 
nämlich von 5,6 Millionen Franken auf 5,9 Millionen, 
wovon ca. ”/s auf die Personalauslagen entfallen, 3,6 
Millionen Franken Besoldungen und 370,000 Franken 
auf sogenannte soziale Leistungen. Es ist in gewissen 
Unternehmungen üblich, auch noch den Lohnausfall, 
der durch Lohnzahlung während Ferien, Krankheits- 
urlaub und Militärdienst entsteht, zu den sozialen 
Leistungen zu rechnen. Auch beim V.S.K. ist für 
letztes Jahr erstmals eine solche Kontrolle vorge- 
nommen worden; sie ergibt einen Betrag, Lohn und 
andere Fürsorgemassnahmen zusammengerechnet, 
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von rund Fr. 300,000.— oder auf den einzelnen Ange- 
stellten gerechnet etwas über Fr. 440.—. Diese Aus- 
lagen, zusammengerechnet mit den besonders aus- 
gewiesenen sozialen Leistungen, ergeben einen Be- 
trag von zusammen Fr. 670,000.—. 

Wir haben dieses Jahr auch die umgesetzten 
Waren, soweit die Eigenart dieser Waren es zulässt 
— bei Mercerie-, Manufaktur- und Schuhwaren etc. 
ist das nicht üblich — nach der Gewichtsmenge be- 
rechnet, und dabei ergibt sich, dass das Gewicht der 
vermittelten Waren im abgelaufenen Jahre weit über 
500,000 Tonnen ausmacht, wobei allein 220,000 Ton- 
nen auf feste und flüssige Brennstoffe und über 
100,000 Tonnen auf die Waren der Abteilung Landes- 
produkte entfallen. Der durch unsere Lagerhäuser 
und unsere Autos gehende Teil der Warenvermitt- 
lung macht nur ca. 10% der gesamten umgesetzten 
Menge aus, was vom Standpunkt der Rationalisie- 
rung aus durchaus zu begrüssen ist, denn es hat 
keinen Sinn, unsere Lagerhäuser als Zwischenstation 
einzuschalten, wo der direkte Weg vom Produ- 
zenten zum Konsumenten billiger ist. Diese Fest- 
stellung mag auch zur Beruhigung unserer Mitglieder 
in Eisenbahnerkreisen führen, die dem Ver- 
bande hie und da vorwerien, dass er durch die Auto- 
spedition die schienengebundenen Verkehrsanstalten 
schädige. 

Unser Jahresergebnis ist trotz erheblich höhe- 
rem Umsatz um rund Fr. 25,000.-— kleiner ausge- 
fallen. Es erreicht mit Fr. 722,000.— nicht einmal den 
Zinsüberschuss, den der Verband aus seinen offenen 
und stillen Reserven erzielt, wie eine Vergleichung 
der auf Seiten 70 und 71 der Rechnungen angege- 
benen Zahlen beweist. Es ist dies ein Zeugnis dafür, 
dass der Verband bestrebt ist, seinen Mitglie- 
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dern durch Gewährung billiger Preise 
möglichst grosse Vorteile zu verschaffen, 
so dass sie jeder Konkurrenz gewachsen sein 
können. 

Die Arbeitsmethode und die angeblichen Erfolge 
der verschiedenen Migrosgesellschaften haben in der 
Mitte des Aufsichtsrates, sowie in anderen Kreisen 
die Anregung gezeitigt, der Verband möge seine 
Betriebsmethoden noch weiter verein- 
fachen, um den Verbandsvereinen noch mehr 
dienen zu können. Darüber haben schon verschie- 
dene Aussprachen stattgefunden, und die Verwal- 
tungskommission wird das Problem auch fernerhin 
verfolgen. Immerhin ist darauf aufmerksam zu 
machen, dass die demokratisch und födera- 
listisch aufgebaute Konsumgenossenschaftsbewe- 
gung nicht mit einem Diktatursystem ä la Migros 
verglichen werden kann. Wäre die Befehlsgewalt 
über sämtliche Verbandsvereine in einer Spitze kon- 
zentriert, wie bei der Migros, so wäre unsere Bewe- 
gung ohne weiteres auch der schärfsten Konkurrenz 
gewachsen und überlegen. Sie wäre aber dann keine 
demokratische Bewegung mehr. Politisch ist die 
Schweiz jeder Diktatur und jeder Zentralisation ab- 
geneigt; Beweis dafür, dass wir neben den Bundes- 


behörden 25 Kantonsregierungen, 25 Kantons- 
gerichte, 25 Kantonsobergerichte, über 3000 Ge- 


meinderäte mit dem entsprechenden Verwaltungs- 
apparat haben, trotzdem diese demokratische Orga- 
nisation grosse Kosten verursacht, die bei einer Dik- 
tatur erspart werden könnten. Bei einem wirtschaft- 
lichen Diktaturunternehmen, wie bei der Migros, ent- 
scheidet der Wille eines einzelnen Menschen. Er kann 
die Auswahl der zu führenden Artikel und deren 
Preisgestaltung nach Willkür einheitlich für die ge- 
samte Schweiz bestimmen, während in der Konsum- 
genossenschaftsbewegung zu allen diesen Mass- 
nahmen die Zustimmung jeder Verwaltung in über 
500 verschiedenen Genossenschaften notwendig ist. 
Dazu kommt noch, dass die finanzielle Grundlage 
und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit in diesen 
500 Verbandsvereinen sehr ungleich sich entwickelt 
haben. Neben Verbandsvereinen, die zrosse Re- 
serven angesammelt haben, im Betriebe vollständig 
durchrationalisiert sind und jeder Konkurrenz Trotz 
bieten können, existieren leider auch, mehr als uns 
lieb ist, Verbandsvereine, die mit ihrem Pfund nicht 
so gewuchert haben, wie es erwünscht gewesen wäre, 
die insbesondere mit zu hohen Unkosten rech- 
nen müssen. Ich habe mir in den letzten Tagen von 
unserer Treuhandabteilung eine Aufstellung machen 
lassen über die prozentuale Höhe der Betriebskosten 
bei sämtlichen Verbandsvereinen, und wenn ich beim 
Überblick über diese Aufstellung bei manchen Ver- 
bandsvereinen einen zu hohen Unkostenkoeffizienten 
gefunden habe, so konnte ich nach meiner Kenntnis 
der Sachlage ohne weiteres erklären: der hat sich 
überbaut, der hat zu viele Schulden und zu wenig 
Eigenkapital, und der hat zu hohe Personalkosten. 
Wenn also, wie nachgewiesen ist, die Grosszahl der 
Verbandsvereine mit den vom V.S.K. festgesetzten 
Warenpreisen jeder Konkurrenz gewachsen ist, in 
ihrer Preisfestsetzung führend ist und den Mitglie- 
dern grosse Dienste leistet, ist damit der Beweis er- 
bracht, dass die in dieser Beziehung schwächeren 
Verbandsvereine nicht deshalb schwach sind, weil 
die Abgabepreise des V.S.K. zu hoch sind, sondern 
weil bei ihrer finanziellen und betriebs- 


technischen Führung Fehler vorhanden 
sind. 


Wenn also vielleicht auch in der Betriebsfüh- 
rung des Verbandes noch gewisse Vereinfachungen 
möglich sein sollten, so kann die Hebung der Lei- 
stungsfähigkeit der Gesamtbewegung zur Haupt- 
sache nur durch Beseitigung der Fehler- 
quellen bei den schwachen Verbandsvereinen er- 
folgen. Um das zu erreichen, sind unsere Waren- 
vertreter und Revisoren der Treuhandabteilung an- 
gewiesen worden, ihre Aufmerksamkeit nun haupt- 
sächlich dem Betriebskonto zu widmen und die Ver- 
waltungen der Verbandsvereine auf Rationali- 
sierungs- und Einsparungsmassnahmen 
hinzuweisen, wobei allerdings konstatiert werden 
muss, dass solche Ratschläge, die zum Besten der 
Verbandsvereine erfolgen, nicht immer gerne gehört 
und befolgt werden. 

Dass unsere Bewegung noch weit entfernt ist, 
über diejenige Geschlossenheit zu verfügen und mit 
der Schlagkraft aufzutreten, wie dies zum Beispiel 
dem Leiter der Migros, oder einem Warenhaus, oder 
einem Einheitspreisgeschäft möglich ist, beweisen 
die Erfahrungen, die wir nun im laufenden Jahre bei 
einem von der Verwaltungskommission nach Konsul- 
tierung der grösseren Verbandsvereine vorgenom- 
menen Versuche zur einheitlichen Durchführung 
einer Verbilligungsaktion gemacht haben. 

Im Aufsichtsrat hatte dessen Mitglied, Herr Felix 
Gschwind, die Verwaltungskommission ersucht, im 
Interesse des Kampfes gegen die Teuerung gewisse 
Verbilligungsmassnahmen zu prüfen und event. 
durchzuführen. Auf Grund dieser Anregung sind wir 
zu einer Massnahme gelangt, die allerdings den In- 
tentionen des Genossenschafters Gschwind, der mehr 
an eine Rationalisierung ä la Migros dachte, nicht 
entsprach. Die Verwaltungskommission beschloss, 
auf einige Lebensmittel, die besonders nahrhaft sind 
und im Haushalte gerade des unbemittelten Konsu- 
menten eine grosse Rolle spielen oder spielen sollten, 
auf Kosten des Verbandes eine Verbilligungsaktion 
durchzuführen, unter der Bedingung, dass auch die 
Verbandsvereine ein ebensolches Opfer bringen. Es 
betrifft dies die Vermittlung von Reis und Hülsen- 
früchten. Diese Verbilligungsaktion soll vorerst ein 
Jahr lang durchgeführt werden. Sie hat bereits im 
ersten Monat einen erfreulichen Erfolg gezeigt, und 
der direkte Verlust, den der Verband an den 
im Monat Mai bezogenen 350,000 kg durch Abgabe 
unter dem Einkaufspreis erlitten hat, erreicht bereits 
Fr. 20,000.—; auf das ganze Jahr und speziell den 
Winter, in dem diese Nahrungsmittel vermehrt kon- 
sumiert werden, umgerechnet, Fr. 240,000.—. Ein 
verhältnismässig kleiner Teil der Verbandsvereine 
hat diese Massnahme als Eingriff in die Autonomie 
der Verbandsvereine bekämpft, trotzdem wir aus- 
drücklich erklärten, es stehe jedem Verbandsverein 
frei, sich an dieser Aktion zu betätigen. Wieder in 
andern Kreisen wurde kritisiert, dass man nicht teu- 
rere Lebensmittel, z.B. Konserven, verbillige, durch 
die Verbilligung dieser billigen Nahrungsmittel wolle 
man den Lebensstandard der schweizerischen Bevöl- 
kerung herunterdrücken, während unsere Aktion tat- 
sächlich eine Belohnung der sparsam haushal- 
tenden Frauen darstellen soll. 

In diesem Zusammenhang sei auch die Behaup- 
tung, in der Verbandsleitung erstrebe man eine Art 
Diktatur und wolle in de Autonomie der Ver- 
bandsvereine eingreifen, zurückgewiesen. Der Ver- 
waltungskommission liegen solche Bestrebungen 
ferne, und wenn wir auch gerne gesehen hätten, dass 
bei der erwähnten Verbilligungsaktion eine aus- 
nahmslose Durchführung durch alle Verbandsvereine 
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erfolgt wäre, haben wir doch ausdrücklich die Mit- 
wirkung freigestellt. Die Verwaltungskommission 
hat so viele Aufgaben und so viele Arbeitslasten, 
dass sie ihre Aufgaben nicht ohne dringende Veran- 
lassung erschweren und ohne Grund in die innere 
Betriebsführung der Verbandsvereine eingreifen 
will. Wir stehen auf dem Standpunkt, wie er für die 
Arbeitsteilung zwischen Bund und Kantonen aufge- 
stellt wurde: was die Kantone besser machen kön- 
nen, sollen die Kantone besorgen, was der Bund 
besser machen kann, soll dem Bunde übertragen 
werden. Ähnlich soll die Arbeitsteilung zwi- 
schen Verbandsvereinen und Verband 
sein. Wir greifen nur ungern in die Geschäfts- 
führung von Verbandsvereinen ein, ausser wenn 
solche in Schwierigkeiten geraten und sich nicht 
mehr selber helfen können, und wir sind froh, nach 
erfolgter Sanierung solchen Verbandsvereinen die 
Autonomie wieder gewähren zu können. Wir nehmen 
auch bei der Handhabung der verschiedenen Pflich- 
ten, die unsere Verbandsvereine laut Statuten auf 
sich genommen haben, grösste Rücksicht, sowohl auf 
lokale wie personale Verhältnisse und kommen 
z.B. bei Erfüllung der Abonnementspflicht und der 
Warenbezugspflicht berechtigten Wünschen 
gerne entgegen. Sogar gegenüber den wenigen Ver- 
bandsvereinen, die sich der Revisionspflicht bisher 
nicht unterzogen haben, haben wir bis jetzt von 
Z.wangsmassnahmen Umgang genommen, trotzdem 
anderseits der Verbandsgedanke es ausschliesst, 
dass einzelne Verbandsvereine nur die Rechte, 
die ihnen die Zugehörigkeit zum Verband gewährt, 
beanspruchen wollen, jedoch die statutarischen 
Pflichten nur erfüllen wollen, wenn und 
soweit es ihnen passt. 

Bei allen unseren Handlungen leitet uns aus- 
schliesslich das Bestreben, nicht nur für den Ver- 
band, sondern auch für alle Verbandsvereine, auf 
denen der V.S.K. ja aufgebaut ist, die grösst- 
möglichen wirtschaftlichen und mora- 
lischen Erfolge zu erzielen und die Gesamt- 
bewegung vor finanziellen Schäden zu bewahren. 

Wenn ich heute auf diese Frage hier kurz ein- 
getreten bin, so nicht deshalb, weil es sich bei den 
erwähnten Unstimmigkeiten um in Betracht fallende 
Teile unserer Bewegung handelt; im Gegenteil kön- 
nen wir konstatieren, dass im allgemeinen ein har- 
monisches Zusammenarbeiten zwischen 
Verbandsleitung und Verbandsvereinen 
erfolgt und hoffentlich auch in Zukunft erfolgen 
wird, auf dass Verband und Verbandsvereine ver- 
eint, jeder an seinem Platz, zum Wohle der Genos- 
senschaftsbewegung arbeiten und auch geschlossen 
allfälligen Anfechtungen gegenübertreten kann. — 
Einerfüralle—allefüreinen. 

Zum Schlusse meiner Ausführungen weise ich 
noch darauf hin, dass uns für das laufende und die 
nächstfolgenden Jahre neben den gewöhnlichen Ge- 
schäften noch einige besondere Aufgaben er- 
wachsen. 

1. Anpassung der Statuten des Ver- 
bandes, Versicherungsanstalt und vieler Verbands- 
vereine an das neue Obligationenrecht, 
das in 12 Tagen in Kraft treten wird. Für diese An- 
passung haben wir eine Frist von fünf Jahren, so 
dass wir die Lösung nicht überstürzen, jedoch auch 
nicht ungebührlich verzögern wollen. — In Anpas- 
sung daran sollen auch neue Normalstatuten beraten 
werden. 

2. Die Studienzirkel, die im letzten und 
im laufenden Jahre und nun auch in der deutschen 


Schweiz einen erfreulichen Aufschwung genommen 
haben, sind weiter zu födern und auszu- 
bauen. 

3. Die Frage von hauptamtlichenKreis- 
sekretären ist zu prüfen. Es wird nächstens den 
Verbandsvereinen ein Erhebungsformular über diese 
Frage zugehen. 

4. Die Beteiligung des V.S.K. und seiner Ge- 
nossenschaften an der Schweiz. Landesaus- 
stellung haben wir einem besonderen Ausschuss 
unter Zuzug geeigneter Funktionäre aus den Ver- 
bandsvereinen zur Vorberatung übergeben. 

5. Die wichtigste Aufgabe wird sein die Ein- 
flussnahme auf die Gestaltung der neuen Wirt- 
schaftsartikel in der Bundesverfassung. Herr 
Dr. B. Jaeggi war in der vorberatenden grossen 
Wirtschaftskommission und hat sich bemüht, gegen- 
über den im Verfassungsartikel vorgesehenen ge- 
setzlichen Beschränkungen der Wirtschaftsfreiheit 
die besondere Stellung der Selbsthilfe- 
Genossenschaften zu wahren. Es ist ihm bis 
jetzt nicht ganz gelungen, jedoch ist das letzte Wort 
hierüber noch nicht gesprochen, und es sollte mög- 
lich sein, im Sinne der 1934 in Luzern gefassten Re- 
solution eine unserer Eigenart entsprechende Schutz- 
bestimmung zu verwirklichen. Ich rufe die 1934 in 
Luzern gefasste Resolution in Erinnerung. Sie lautet 
in Ziffer I und II wie folgt: 


1. Die geplante Revision der Vorschriften der 
Bundesverfassung betr. die Handels- und Ge- 
werbefreiheit ist mit allen Kräften zu bekämp- 
fen, falls nicht im Verfassungsartikel selbst 
schützende Bestimmungen für die Selbsthilie- 
genossenschaften aufgenommen werden. 

2. Aufsichtsrat und Verwaltungskommission des 
Verbandes schweiz. Konsumvereine werden 
beauftragt, mit allen ihnen zu Gebote stehen- 
den Kräften und, wenn erforderlich, in Ver- 
bindung mit gleichgerichteten andern Organi- 
sationen für die Erreichung des in Resolu- 
tion I aufgestellten Zieles tätig zu sein. 

Das Haupthindernis zur Erreichung eines Er- 
folges in dieser Frage besteht darin, dass in Ver- 
waltungs- und Gesetzgebungsbehörden die Irrlehre 
geglaubt wird, eine besondere Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Selbsthilfe-Bestrebungen verletze 
den Grundsatz der Rechtsgleichheit. Sogar 
führende Köpfe der Gewerkschaftsbewegung huldi- 
gen in der Schweiz dieser Auffassung. Es ist das 
eigentlich ein bemühendes Resultat unserer bald 
50-jährigen Aufklärungsarbeit in mündlicher und 
Presse - Propaganda, deren Hauptaufgabe für die 
nächste Zeit die Kopfklärung über diese wich- 
tige Frage sein muss. Bei dieser Aufklärungsarbeit 
rechnen wir auf die tatkräftige Mitwirkung aller 
überzeugten Genossenschafter, gleichgültig, ob sie 
ein Vertrauensamt in der Genossenschaft bekleiden 
oder nicht, gleichgültig, welcher Genossenschafts- 
richtung sie angehören. Und wenn wir diese Mit- 
wirkung erlangen, so zweifeln wir nicht, dass im 
Endkampf die Volksmehrheit in der schweizerischen 
Eidgenossenschaft unseren Standpunkt billigen 
wird. 


In der Diskussion verwendet sich Am- 
mann-Niedergerlafingen für die Erhaltung der 
Selbständigkeit der Vereine. Er glaubt diese ver- 
mindert durch die zunehmende Zahl der der Ver- 
waltung durch den V.S.K. unterstellten Genossen- 
schaften und das Vorgehen bei der Verbilligungs- 
aktion des V.S.K. Arnold-Basel kritisiert in 
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persönlichen Ausführungen die Haltung des V.S.K. 
in der Frage der Spanienhilfe, resp. der diesbezüg- 
lich vom Internationalen Genossenschaftsbund ver- 
anstalteten internationalen Sammlung. Er legt dem 
V.S.K. nahe, mitzumachen. Arnold wird unterstützt 
durch alt-Nationalrat Eymann-La Chaux-de- 
Fonds. Dieser weist auf die Aktion seiner Genossen- 
schaft hin, die Marken ä 20 Rappen herausgibt und 
1000 Franken auf diese Weise gesammelt hat. Auch 
die Genossenschaften des Kreises II haben den 
nennenswerten Betrag von Fr. 1500.— für die 
Spanien-Hilfe zusammengebracht. «Wer weiss — 
gab Eymann zu bedenken — ob wir in der Schweiz 
nicht einmal von einem Ähnlichen Unglück betroffen 
werden! deshalb müssen wir den andern tun, was 
auch wir von ihnen erwarten würden!» 

Walther-Biel würde es begrüssen, wenn 
der Rechenschaftsbericht — um Zeit zu gewinnen 
— in kürzerer Form erstattet, d. h. den Delegierten 
das, was neu ist, in Vervielfältigung vorher zuge- 
stellt würde. 

In seiner Antwort zu den gefallenen Voten 
glaubt Dr. Schär nicht, dass die erfolgte münd- 


liche Ablegung des Rechenschaftsberichtes als lang- 
weilig empfunden wird und ein erspriessliches Re- 
sultat zeige. In der Spanien-Frage handle es sich für 
den V.S.K. um eine srundsätzliche Frage. 
Der V.S.K. lehne Beiträge an Aktionen wohl- 
tätigen Charakters prinzipiell ab. In Mitglieder- 
kreisen würde es deshalb nicht verstanden, wenn er 
eine internationale Sammlung unterstützen würde, 
dagegen für nationale Zwecke wohltätiger Art keine 
Mittel übrig habe. Gegenüber Ammann betont Dr.’ 
Schär, dass man es begrüssen sollte, wenn der 
V.S.K. solche Verwaltungspflichten übernehmen 
würde, wodurch ein Verein gerettet werden könnte. 
Ein Vergnügen sei dies iedoch für den V.S.K. be- 
stimmt nicht. Er ladet den Votanten ein, solche Ver- 
einsverwaltungen zu übernehmen. Bei der Ver- 
billigungsaktion habe es sich für den V.S.K. vor 
allem darum gehandelt, die Not derärmeren 
Schichten zu lindern, eine Aktion, die aus- 
nahmslos von Seiten der Verwalter Unterstützung 
verdiene. 

In der Abstimmung wird den Verbandsbehörden 
einstimmigDechargeerteilt. (Schluss folgt.) 


Erhaltung des Mittelstandes. 


In der Tagespresse widerhallen die vielen Re- 
solutionen und Forderungen der Detailhändler! Der 
Verband der Detailhändler des Kantons Thurgau 
gab bekannt, dass die Umsätze der ihm angeschlos- 
senen ca. 660 Einzelhändler in den letzten 5 Krisen- 
jahren um 28% = 14 Millionen Franken zurück- 
gegangen seien. Die Einführung der korporativen 
Ordnung wird verlangt. Von allen Seiten wird vom 
Staate Schutz und Schirm verlangt! Dabei fehlt nir- 
gends die Forderung für die Verlängerung des nichts 
nützenden und ominösen Warenhausartikels, das 
Verbot der Eröffnung und Erweiterung von Filial- 
geschäften. 

Neuerdings konnte man in der Neuen Zürcher 
Zeitung vom 14. Juni (Nr. 1076) einen Artikel lesen, 
betitelt: «Erhaltung des Mittelstandes». Bei allem 
Verständnis für die wirtschaftlichen Nöte des Klein- 
und Einzelhandels muss doch auf einige Unrichtig- 


keiten im zitierten Artikel aufmerksam gemacht 
werden, besonders vom Konsumentenstandpunkte 
aus 


Der im Artikel R.K. zutage tretende feste Wille 
der Kleinhändler, angesichts der schwindenden Um- 
sätze und der wachsenden Unkosten eine gesunde 
Grundlage zu finden und zu schaffen, ist an und 
für sich sehr erfreulich. Es wird aber schwer und 
fast aussichtslos sein, diese Grundlage zu schaffen, 
solange nicht der Übersetzung des Kleinhandels- 
standes Einhalt geboten wird. Die Grundlage einer 
gesunden und rationellen Wirtschaftsweise sind und 
bleiben die Umsätze der einzelnen Ver- 
kaufisstellen. Solange aber der private Einzel- 
handel pro Laden einen Durchschnittsumsatz pro 
Jahr von nur ca. Fr. 20,000.— bis Fr. 25,000.— auf- 
weisen kann, kann von einer wirtschaftlichen Be- 
triebsführung keine Rede sein. Demgegenüber stellen 
wir fest, dass die Konsumgenossenschaften, welche 
dem Verband schweiz. Konsumvereine in Basel an- 
geschlossen sind, einen jährlichen Durchschnitts- 
umsatz pro Laden von ca. Fr. 130,000.— aufweisen. 

Der Lebensmittelverein Zürich hatte 1936 einen 
durchschnittlichen Umsatz der 151 Ablagen von 
Fr. 106,000. pro Ablage. Die gesamten Vertei- 


lungsspesen (ohne Produktion) betrugen ca. 16% 
(inkl. Bauunterhalt, Mobiliar, Neuanschaffungen, 
Unterhalt usw.). 

Der kleine Einzelhändler muss bei halbem Um- 
satz’ pro Laden mit mindestens 20 bis 24% Spesen 
rechnen. Die Eisenwarenhändler und Haushalt- 
artikelgeschäfte rechnen mit Verkaufsspesen bis zu 
40%0! Solche Belastungen sind angesichts des Kauf- 
kraftschwundes der Bevölkerung einfach unhaltbar! 
Die Zuschläge sind zu gross, und die schrumpfenden 
Umsätze bei gleichbleibenden Unkosten zwingen zu 
prozentual höheren Kalkulationen. 

Diese Entwicklung bringt die Einzelhändler 
immer wieder auf den Gedanken, durch Verein- 
barung der Detailpreise «Ordnung» und «Sicherheit» 
in das leidende Gewerbe zu bringen. 

Der sog. «Preisschutz» macht Schule! Was 
eventuell die Bäcker, die Metzger und die Kohlen- 
händler erreichten, das möchten auch die zahl- 
reichen Verbände des Detailhandels für ihre Mit- 
glieder probieren und profitieren! 

Man sollte aber eher einen Preisschutz für 
den Konsumenten stipulieren, für die grosse Masse 
der unselbständig lohnerwerbenden Bevölkerung. 
Statt dessen werden gewisse mittelständische Leute 
nicht müde, den Preisschutz, lies Einkommens- 
garantie für einen verhältnismässig geringen Teil 
der Bevölkerung, zu verlangen. Mit anderen Wor- 
ten: die grosse Masse der Konsumenten soll helfen, 
unrationelle, unwirtschaftlich arbeitende Betriebe des 
Detailhandels zu erhalten und für ein gewisses Ein- 
kommen zu garantieren. ä 

Es darf doch nicht übersehen werden, dass die 
gleiche Unsicherheit der Existenz, so beklagenswert 
dies ist, über Tausenden und aber Tausenden von 
unselbständig Lohnerwerbenden schwebt, nicht nur 
über den Gliedern des sog. Mittelstandes. Überall 
entscheidet eben das Gebot der Leistungsfähig- 
keit, des Könnens und der Anpassung an die An- 
forderungen einer neuen Zeit auch im Kleinhandel. 
Man beachte doch die Bedürfnisse der Konsumenten 
in ihrer Vielgestaltigkeit, die deshalb nötigen Waren- 
assortimente, für deren raschen und frischen Ver- 
kauf eben ein guter Umsatz notwendig ist. Auch der 
kleine Spezereiladen benötigt eine grosse Anzahl 
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verschiedenster Waren und Marken, deren Einkauf, 
wenn nicht ein genügender Umsatz als die einzig 
mögliche gesunde Grundlage da ist, viel zu 
sehr zersplittert und deshalb unwirtschaftlich ist. 

Ein Beispiel aus dem Leben 1937! Die Inhaberin 
eines Spezereiladens samt Tochter, fleissige und ver- 
ständige Leute, erkannten die Unmöglichkeit, den 
Laden mit einem Umsatz von ca. Fr. 1500.—/1800.— 
monatlich weiterzuführen. Die betreffende Inhaberin 
ersuchte die Konsumgenossenschaft L.V.Z. den 
Laden zu übernehmen, d.h. zu mieten und zu führen. 
Die Tochter wurde Ablagehalterin, und der Laden 
erzielte bereits im 2. Monat der Übernahme einen 
Umsatz von Fr. 4000.—. Diese Übernahme bedeutete 
für die betreffende Familie praktische wirtschaft- 
liche Hilfe. Es musste fast komisch wirken, dass im 
Falle dieser Übernahme eines Einzelladens durch 
die leistungsfähige städtische Konsumgenossenschaft 
der örtliche Gewerbeverein Einsprache erhob, mit 
der Bemerkung, er könne es nicht zulassen, dass die 
betreffende Speziererfamilie in den Kreis des Prole- 
tariates sinke. Eine solche Auffassung ist nicht mehr 
zeitgemäss. Der jetzige Umsatz dieses Ladens bringt 
der betreffenden Familie an Lohn und Mietzins be- 
deutend mehr ein, als vorher der viel zu geringe Ver- 
kauf. Ohne die Hilfe der Genossenschaft wären die 
Befürchtungen der Gewerbetreibenden des betref- 
fenden Ortes eher in Erfüllung gegangen. 

Wenn aber der Vorstand des Gewerbevereins 
alle unselbständig Erwerbenden als Proletarier be- 
trachtet, dann ist eine solche Auffassung als hinter- 
wäldlerisch zu bezeichnen. 

Im Artikel R.K. über die Erhaltung des Mittel- 
standes werden einige konkrete Fälle aus dem 
Steuerwesen herausgegriffen. Für uns (Genossen- 
schafter ist hier vor allem sehr interessant, festzu- 
stellen, dass sich die grossen anonymen Erwerbs- 
gesellschaften, so gewisse Aktiengesellschaften, 
Kommanditgesellschaften, alles privatkapitalistische 
Filialunternehmungen der Lebensmittel - Branche, 
Schuhwaren usw., einer möglichst kleinen Steuer- 
entrichtung befleissen. Im Hauptort eines Kantons 
von mittlerer Grösse (wir vermuten die Stadt 
St.Gallen) soll das grösste Warenhaus ein Ein- 
kommen von Fr. 5400.—, die Niederlassung eines 
Filialunternehmens der Lebensmittelbranche Franken 
4000.—, die Filiale eines grossen Kaffee-Verkaufs- 
unternehmens Fr. 2040.—, die Migros A.-G. Fr. 1440 
versteuern, während ein Filialschuhhaus überhaupt 
kein Einkommen versteuert. Demgegenüber behauptet 
der Einsender, dass kleinere mittelständische Unter- 
nehmen Fr. 10,000.— bis Fr. 15,000.— versteuern, 
Zahlen, welche wir allerdings auch wieder sehr be- 
zweifeln müssen. Auf alle Fälle sind in diesen letzt- 
genannten Zahlen die Einkommen der betr. Einzel- 
händler inbegriffen. Bei den erstgenannten Filial- 
unternehmen müssen die Angestellten und Arbeiter 


bekanntlich besondere Einkommenssteuern bezahlen. 


Immerhin ist zu sagen, dass die für die Filialunter- 
nehmen genannten Steuern in Anbetracht der grossen 
Umsätze als lächerlich zu bezeichnen sind. Gewisse 
Filialunternehmungen verstehen es ausgezeichnet, 
am Ende des Jahres einen ganz geringen Reinüber- 
schuss auszuweisen. So verzeichnet die Migros A.-G. 
pro 1936 einen Reinüberschuss von ca. Fr. 120,000.— 
= 0,2 °/o des Jahresumsatzes. 

Wir möchten bei dieser Gelegenheit ausdrück- 
lich sagen, dass die Konsumgenossenschaften unseres 
Landes, namentlich die dem Verband schweiz. Kon- 
sumvereine in Basel angeschlossenen Vereine, punkto 
Steuern sich allerorten sehen lassen dürfen. An den 


meisten Orten machen die Steuern 0,5—1% des Um- 
satzes aus. Der Lebensmittelverein Zürich ver- 
zeichnet in den letzten 4 Jahren folgende Entwick- 
lung der Steuerleistungen an Stadt und Kanton 


Zürich: 
1934 Fr. 58,390.— 
1935 Fr. 76,688.— 
1936 Fr. 88,329. — 
1937 Fr. 102,330.— 


In diesen Zahlen ist die kant. Krisensteuer nicht in- 
begriffen, ebenso nicht die eidg. Krisenabgaben. Diese 
Abgaben inbegriffen, kommen wir jetzt auf einen 
Steuerbetrag von annähernd Fr. 150,000.— = 0,7 'o 
des Umsatzes. 

Der Staat darf demgemäss- angesichts dieser 
Steuerleistungen auch am Bestehen der Genossen- 
schaften ein sehr grosses Interesse haben und es 
auch bekunden. Es wäre in unserem Lande um 
vieles ganz bedeutend besser bestellt, wenn alle 
Unternehmungen in Handel und Produktion so offene 
Rechenschaft ablegen, wie unsere Konsumgenossen- 
schaften, und ihr Einkommen und Vermögen so ehr- 
lich versteuern würden, wie dies bei uns tatsächlich 
der Fall ist. HR. 


Die Entwicklung des Brotabsatzes in den 
Bäckereien der dem V. $. K. angeschlossenen 
Konsumgenossenschaften von Anfang Januar 
bis Anfang Mai 1937. 


(Fortsetzung.) 
h Die Gesamtproduktion, die sich aus den 
Erhebungsformularen ergibt, ist folgende: 

4. bis 10. Januar . 585,342 Kilo 


1. bis 7. Februar . 593,034  » 
1. bis 7. März 599,043 » 
5. bis 11. April 630,858  » 


26. April bis 2. Mai . 621,352 » 
Summe 3,029,629 Kilo 


Es ist somit innerhalb des ganzen Zeitraumes, 
auf den sich die fünf Wochen verteilen, eine Er- 
höhung der Brotproduktion festzustellen. 
Die Abweichung, die von der regelmässigen Auf- 
wärtsbewegung in der vierten Woche festzustellen 
ist, dürfte nicht gegen diese Tatsache sprechen, son- 
dern auf irgendwelche ausserordentliche, nur ein- 
malige Gründe zurückzuführen sein. Der Brotpreis- 
aufschlag hat somit auf den Brotverbrauch zum 
mindesten keine hemmende Wirkung gehabt. Unsere 
Beobachtung wird im übrigen bestätigt durch Er- 
hebungen, die das Statistische Amt der Stadt Bern 
an zwei Stichtagen der Monate Januar und April 
und das Statistische Amt der Stadt Zürich für die 
vier Monate Januar, Februar, März und April durch- 
führten. Das Statistische Amt der Stadt Zürich er- 
mittelte für die vier Monate einen Gesamtumsatz 
von 6.153,000 Kilo. Das entspricht einer Tagespro- 
duktion von 52,175 Kilo. Für unsere Konsumvereins- 
bäckereien erhalten wir auf der andern Seite eine 
Tagesproduktion von 86,560 Kilo. Beide Erhebungen 
erfassen die überwiegende Mehrheit der in Betracht 
fallenden Bäckereien. Da die Stadt Zürich eine 
Wohnbevölkerung von rund 320,000 hat, könnten 
die Konsumvereinsbäckereien somit bei gleichem 
Konsum den Bedarf von rund 530,000 Personen 
decken. Das sind etwa 13% der schweizerischen 
Gesamtbevölkerung. Mit andern Worten, die Pro- 
duktion der Bäckereien der dem V.S.K. 
angeschlossenen Verbandsvereine ent- 
spricht ungefähr 13% der schweizeri- 
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schen Gesamtproduktion an Grossbrot. 
Dabei dürfen wir die sicher nicht mehr bedeutende 
Hausproduktion wohl ruhig ausser acht lassen. 

Wie zerlegt sich num die gesamte Grossbrot- 
produktion in Produktion-an Volksbrot, Halbweiss- 
brot und anderen Grossbrotsorten? Zunächst, wie- 
viele Bäckereien befassen sich überhaupt mit der 
Produktion dieser drei Arten von Brot? Wir er- 
halten auf diese Frage aus unseren Erhebungen fol- 
gende Antwort: 


Volksbrot Halbweissbrot Andere Gross- 

rotsorten 
A==10.Januar + ma 7. 780 137 76 
11. Februar 5 = . ....186 138 75 
1.—7. März oe eur 139 75 
BEA ADTE N 0.8 et 0,18 139 73 
26. April bis 2, Mai °. „ .. 138 139 73 


Halbweissbrot stellten in der ersten Erhebungs- 
woche 2 Bäckereien, in der zweiten Erhebungs- 
woche 1 Bäckerei nicht her, und zwar weil sie zu 
dieser Zeit überhaupt nur Volksbrot produzierten. 
Die Differenz von zuerst 9 und dann 3 zu der Ge- 
samtzahl aller Bäckereien beim Volksbrot ist auf 
die Bäckereien zurückzuführen, die aus irgend- 
welchen Gründen mit dem Backen von Volksbrot 
erst später begannen, während die eine Bäckerei, 
die in der vierten und fünften Erhebungsperiode kein 
Volksbrot produzierte, zu dieser Zeit wegen hun- 
dertprozentigen Ausbleibens der Nachfrage die Pro- 
duktion bereits wieder hatte einstellen müssen. 
Andere Brotsorten als Volks- und Halbweissbrot 
stellten in den fünf Erhebungswochen 73 bis 76 Bäk- 
kereien her. Es handelt sich teilweise um Weiss- 
brot, in wohl noch stärkerem Masse aber um Brote, 
die dem Charakter nach dem Volksbrot nahe kom- 
men, wie vor allem, und in der letzten Zeit wieder 
in vermehrtem Maße, Bauernbrot. 

Und nun der Anteil der einzelnen 
Großbrotsorten. Zunächst das uns am meisten 
interessierende Volksbrot. Es betrug der prozen- 


tuale Anteil dieser Brotsorte an der gesamten 
Grossbrotproduktion: 

4.-10. 1-7. 1.-7. 5.-11. 26. April 
Kreisverbände Januar Februar März April bis 2.Mai 
I Ra SE | 43 38 33 32 
li Pe ee. \| 48 40 34 31 
Illa 5 et, . 49 61 52 44 39 
Ib N — = _ — 
IV | 51 44 36 35 
V EIER 64 53 43 40 
VI I A (ai 61 50 37 34 
VII BO ED 55 46 39 37 
VII Ru ER, Ak ne 50 41 34 31 
IXa a 33 21 14 11 
IXb ve: Bar 39 41 43 42 
x ne BEE Er 21 
Schweiz" . 7.0.2. :56 52 44 37 34 
Französische Schweiz 47 45 39 34 32 
Deutsche Schweiz oT 54 45 38 35 
lialienische Schweiz . 60 41 32 25 21 
Schweiz . . 56 52 BE 37 34 


Betrachten wir zunächst die Endergebnisse, so 
stellen wir einen ununterbrochenen Rückgang 
fest. Dieser Rückgang ist besonders ausgesprochen 
von der zweiten zur dritten und von der dritten zur 
vierten Erhebungswoche, weniger stark dagesen 
von der ersten zur zweiten und von der vierten zur 
fünften. Für die geringe Abwärtsentwicklung von 
der ersten zur zweiten Erhebungswoche, d.h. von 
Anfang Januar zu Anfang Februar, dürfte der Haupt- 
erund darin zu suchen sein, dass, wie wir noch 
sehen werden, verschiedene Vereine nicht gleich in 
den ersten Tagen des Monats Januar mit Volldampf 
die Herstellung von Volksbrot aufnahmen. Das Ma- 
ximum der Produktion dürfte denn auch voraus- 
sichtlich nicht in der ersten Erhebungswoche, son- 


dern zwischen der ersten und zweiten Erhebungs- 
woche erreicht worden sein. Für die Abschwächung 
der rückläufigen Bewegung von der vierten zur 
fünften Woche aber dürfte massgebend sein, dass 
einerseits der Abstand von der einen zur andern 
Woche geringer ist, als er es zwischen den andern 
Erhebungswochen ist, und anderseits nun der Punkt 
erreicht war, wo die Produktion einen von äusseren 
Einflüssen, wie Preis, Reiz der Neuheit usw. unab- 
hängigen, mehr oder weniger dem tatsächlichen Be- 
darf entsprechenden, stabilen Stand erreicht hatte. 
Was die einzelnen Sprachgebiete anbetrifft, so 
brachte die italienische Schweiz der Neuerung an- 
fänglich am meisten Interesse entgegen, wandte sich 
aber in der Folge auch am gründlichsten davon ab. 
Auf der andern Seite ging in der französischen 
Schweiz die Produktion nie über 50 Yo hinaus, fiel 
dann aber in der Folge auch am wenigsten stark ab. 
Die deutsche Schweiz brachte am Anfang annähernd 
dieselbe Begeisterung auf wie die italienische; in 
der Folge liess diese Begeisterung aber, wenn auch 
etwas stärker als in der französischen, so doch nicht 
so stark wie in der italienischen Schweiz, nach. 
(Fortsetzung folgt.) 


Verschiedene Tagesfragen. 


Im «Zofinger Tagblatt» ist fol- 


*Steuerungerechtigkeiten. 
gende Erklärung und Erwiderung zu lesen: 
«Erklärung und Rechtfertigung», lautet ein Artikel des Hrn. 
Nationalrat Duttweiler im «Zofinger Tagblatt» vom 18. Februar 
1937. Der Herr Einsender wirft mir dort Lügenhaftigkeit vor. 
Er schreibt, meine Aussagen in der Römerbadversammlung, 
die Migros A.-G., Filiale Zofingen, bezahle auf eine einfache 
Steuer nur Fr. 30.—, seien aus der Luft gegriffen. — Lange 
habe ich nicht geantwortet. Nun ist aber der Zeitpunkt ge- 
kommen, wo ieder Steuerzahler und Zweifler die Richtigkeit 
meiner Aussagen im Steuerbuch der Stadt Zofingen selbst ein- 
sehen kann. Diesen Beweis findet man auf Blatt 613, Band A. 
Mehr brauche ich zu meiner Rechtfertigung nicht anzuführen. 
Duttweilers freiwillige Zuwendungen an den (Gemeinderat 
haben mit dem Steuerwesen nichts zu tun. E 
Hs. Bühler, Schlosser, Zofingen.» 


Dazu wird uns mitgeteilt, dass in Zofingen die einfache 
Steuer fünffach erhoben wird. Die Migros zahlt damit Franken 
150.— Steuer. Ein Spezereihändler muss bei einem Umsatz von 
Fr. 50,000.— dagegen etwa Fr. 300.— abliefern. Da die Migros 
A.-G. in Zofingen etwa Fr. 300,000.— umsetzt, müsste sie rich- 
tigerweise Fr. 1800.— Steuern bezahlen. Sie zahlt Fr. 150.—. 
Eine schreiendere Ungerechtigkeit kann man sich kaum denken. 


Uebertriebene Mittelstandsiorderungen. Eine von 500 Per- 
sonen besuchte kantonale Tagung der solothurnischen 
Detaillisten beschäftigte sich — wie eine Agenturmel- 
dung besagt — in Solothurn mit dem Schutz des selbständigen 
Mittelstandes und hiess eine Resolution gut, worin der Kan- 
tonsrat ersucht wird, von seinem Recht der Initiative nach 
Art. 93, Absatz 2 der Bundesverfassung Gebrauch zu machen 
und die eidgenössischen Behörden zu ersuchen, fol- 
gende Massnahmen zum Schutze der mittelständischen Ge- 
schäftswelt zu ergreifen: 

«]. Unveränderter Fortbestand des Bundesbeschlusses be- 
treffend Verbot der Erweiterung von Warenhäusern und Filial- 
geschäften; 2. sofortiges Verbot der grosskapi- 
talistischen, detaillierenden Unternehmun- 
gen wie der Einheitspreisgeschäfte, der Mi- 
geros A.-G. und aller übrigen Filialorganisa- 
tionen solcher Art. 

3. Damit solche Massnahmen eine baldige verfassungs- 
mässige Verankerung erhalten, fordert die Versammlung eine 
Einschränkung des Artikels 31 der Bundesver- 
fassung betreffend Handels- und Gewerbefreiheit 
namentlich in dem Sinne, dass die Freiheit des Handels und Ge- 
werbes im ganzen Umfang der Eidgenossenschaft nur gewähr- 
leistet wird, sofern Gesetze nicht Einschränkungen vorsehen.» 

Die solothurnischen Hausierer haben zu der 
von der kantonalen Detaillisten-Tagung gefassten Resolution 
betreffend Handels- und Gewerbefreiheit Stellung genommen. 
Sie halten die unternommenen Schritte als begrüssenswert, 
geben iedoch der Befürchtung Ausdruck, dass durch die ge- 
forderte Einschränkung des Art. 31 der Bundesverfassung auch 
das Hausierhandelsgewerbe von einem Verbot betroffen wer- 
den könnte, 
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Kurze Nachrichten 


Indexziiier des V.S.K. Die vom Verband schweiz. Kon- 
sumvereine berechnete Indexzifier der Kleinhandelspreise zeigt 
vom 1. März zum 1. Juni eine Erhöhung um 2,7 auf 131,9 
Punktz (1. Juni 1914 = 100). Preissteigerungen verzeichnet die 
Mehrzahl aller von der Erhebung erfassten Artikel, während- 
dem Preissenkungen lediglich für Eier aus saisonmässigen 
Gründen und für Linsen, Bohnen, Erbsen und Reis zufolge einer 
vom V.S.K. durchgeführten speziellen Verbilligungsaktion für 
diese Artikel festzustellen sind. Die Erhöhung der Indexziffer 
gegenüber dem tiefsten Stand der Nachkriegszeit, den sie am 
1. Juni 1935 erreicht hatte, beläuft sich auf 24,0 Punkte oder 
22,2%. Diese Erhöhung entspricht annähernd der Steigerung 
der Indexziffer vom I. Dezember 1914 zum 1. März 1916, wobei 
immerhin zu beachten ist, dass die phantastischen Preissteige- 
rungen erst nach dem 1. März 1916 und teilweise sogar erst 
nach Kriegsende eintraten. Innerhalb der Preisbewegung seit 
dem Koniunkturumschwung im Herbst 1929 entspricht die Index- 
ziifer vom 1. Juni 1937 annähernd derienigen vom 1. Januar 
1932. 


| Aus unserer Bewegung | 


Aus unseren Verbandsvereinen. 


Am 17. Juni sprach vor den Mitgliedern des Frauenvereins 
des Konsumvereins Aarau Herr O. Frei, der Leiter des einen 
der beiden Studienzirkel, die während des verfilossenen Winters 
in Aarau tätig waren, über «Studienzirkel-Ergebnisse»,, am 
22. Juni im Rahmen der Veranstaltungen der Frauenkom- 
mission des A.C.V. beider Basel Herr Dr. Arnold Schär über 
«Die Konsumvereine und die heutige Wirtschaftslage». 

Den Film über Pilege und Verwertung des Schweizer- 
obstes, den wir in unserem letzten Bericht erwähnten, liess 
am 18. Juni auch die Konsumgenossenschaft Grenchen ihren 
zahlreichen am Obstbau und noch zahlreicheren am Obst- 
konsum interessierten Mitgliedern vorführen. 

An Reiseplänen entnehmen wir den neuesten Auflagen der 
genossenschaftlichen Volksblätter: Murten führt seine Mit- 
glieder am 4. Juli nach Les Pleiades. Schwarzenburg fährt am 
11. Juli mit Postautos nach dem Bieler-, Neuenburger- und 
Murtensee, Suhr am 18. oder 25. Juli nach Schaffhausen, 
St-Aubin am 25. Juli nach Weggis. Schliesslich sehen die 
Vereine des Unterwallis für den 15. August eine gemeinsame 
Reise nach Genf vor. 


An Umsatzangaben können wir verzeichnen: 


1937 1936 

La Chaux-de-Fonds, C.R. (April/März) 6,754,000 6,584,000 
Delsberg (Oktober/März) . . . . . 857,400 784,900 
Vuadens (Mai) a 9,830 8,430 
an Umsatzzunalhmen gegenüber dem entsprechenden Zeit- 
abschnitt des Vorjahres: 
Turgi (Juli/Mai) . . . 63,300 
Gränichen (März/Mai) 24,000 

7,700 


Bellinzona (Mai) 


Die pharmazeutische Abteilung der Coop&ratives R&unies 
von La Chaux-de-Fonds erzielte im Rechnungsiahr 1936/37 
einen Umsatz von rund Fr. 502,900. Sie stellt sich damit unter 
den Genossenschaftsapotheken der Schweiz an zweite Stelle. 
Aus dem eigenen Laboratorium der Genossenschaften gelangten 
Eigenprodukte, darunter die Zahnpasta «Co-op», im Wert von 
Fr. 174,000 zum Verkauf. Die Gesamtzahl der in dieser Ab- 
teilung tätigen Personen beläuft sich auf 21. 

Im Gegensatz zu den meisten oder vielleicht überhaupt 
allen andern ist der (ienossenschaftliche Studienzirkel in 
Herisau immer noch an der Arbeit. Eine neue Zusammenkunft 
fand am 23. Juni statt. Auf der andern Seite machen sich auch 
schon die Vorboten der Kampagne 1937/38 bemerkbar. So for- 
dert Würenlos seine Mitglieder bereits zur Teilnahme an einem 
anfangs Oktober beginnenden Zirkel auf. 

Die Mitglieder des Konsumvereins Baden haben am 25. Juni 
zu einem Vorschlag auf Errichtung eines neuen Schlächterei- 
zentralbetriebes und in Verbindung damit der Uebertragung 
des Schlächtereigeschäftes an eine selbständige Betriebsgesell- 
schaft Stellung zu nehmen. Grund für die erste Massnahme 


ist die schon seit langem bestehende Mangelhaftigkeit der 
gegenwärtigen Installationen. Mit der Selbständigmachung des 
Betriebes aber soll eine Reorganisation erstrebt werden, die in 
besserem Masse als bisher eine absolute Rentabilität garan- 
tiert. Gleichzeitig soll auch dem Umstande Rechnung getragen 
werden, dass die Schlächterei in grossem Ausmasse an andere 


Genossenschaften liefert. Die vollständige Durchführung der 
Reorganisation wird somit den Betrieb zu einer regionalen 
Zweckgenossenschaft im Sinne der Bäckereigenossenschaft 
Lenzburg und Umgebung umgestalten. Wir sind auf die wei- 
tere Entwicklung der Sache sehr gespannt. 

Der Konsumverein Netstal führte einen Preisvergleich mit 
der «so viel gerühmten, modernen Konkurrenz» durch. Der 
Vergleich erstreckt sich über 36 Artikel und ergibt, dass die 
Genossenschaft in 20 Fällen billiger, in 8 Fällen gleich teuer 
und nur in 8 Fällen teurer, im ganzen somit der Konkurrenz 
mehr als gewachsen ist. Der Vergleich erstreckte sich auclı 
auf die Aufschläge, und namentlich hier zeigt sich, dass die 
Genossenschaft in weit höherem Masse bestrebt ist, die Wir- 
kungen der eingetretenen Teuerung abzudämpfen. Der Bericht- 
erstatter knüpft an diese Feststellung die Bemerkung an: 
«Diese Aufstellung zeigt uns wieder einmal deutlich, dass 
durch ungerade Gewichtsangaben und runde Preise die Kunden 
recht oft getäuscht werden und ferner, dass durch Gewichts- 
änderungen Preiserhöhungen viel rücksichtsloser erfolgen 
können als mit der Taktik der Konsumvereine, die über alles 
lückenlos Auskunft geben.» 

Aus Anlass der im Laufe dieses Jahres eintretenden zwan- 
zigsten Wiederkehr des Gründungstages gibt die Societe 
coop6rative de consommation des Verrieres-Bayards am 3. Juli 
iedem Mitglied ein bescheidenes Jubiläumsgeschenk in Form 
eines Marktnetzes; sie gewährt ausserdem als nachdrück- 
liche Erinnerung, zum mindesten für gute Konsumenten, auf 
den Bezügen des Jahres 1936 eine Sonderrückerstattung ge: 
5%. ı 


Basel. A.C.V.-Frauenversammlung. Am 22. ds. 
Mts. fand im grossen Saale des Restaurant «Rialto» eine 
gut gelungene Frauen-Versammlung statt. Nach 
einigen einleitenden Worten der Präsidentin der Frauenkom- 
mission, Frau Itin, erhielt Dr. A. Schär, Chef der Fropa- 
ganda-Abteilung des A.C.V., das Wort zu einem Vortrag über 
die sich aus der Teuerung für den Konsumenten ergebende 
Lage. Ein Rundgang durch die verschiedenen Geschäftszweige, 
eine kurze Erörterung verschiedener Rationalisierungsfragen, 
sowie ein Appell an die anwesenden Frauen zu aktiver Mit- 
arbeit beschlossen die Ausführungen. 

In einem zweiten Referat ging Zentralverwalter Zulauf 
auf die Verhältnisse in der Kohlenvermittlung auf dem 
Platze Basel ein, wobei die wenig konsumentenfreundliche 
Haltung des privaten Kohlenhandels in obiektiver Weise ge- 
würdigt wurde. Der Referent gab der Versammlung die Zu- 
sicherung, dass der A.C.V. alles tun werde, um die Rechte 
der Konsumenten zu wahren. 

In einem dritten Referate erläuterte Zentralverwalter 
Nationalrat Herzog einige Probleme der Milchver- 
teilung. Der A.C.V. vermittelte 1935 etwa 46 % des ge- 
samten Milchverbrauchs der Stadt Basel. Dies bedeutet 
gegenüber früher einen Rückgang. Deshalb liegt es auch an 
den Hausfrauen, zu einem Aufschwung des Milchumsatzes bei- 
zutragen. Der Referent wies auf die vorbildliche Quartier- 
einteilung des A.C.V. beim Milchvertrieb hin und be- 
tonte, dass der A.C.V. — in Wahrung der Mitgliederinteres- 
sen — stets Wert darauf legen werde, alle seine Mitglieder 
zu bedienen, und dass er gegen eine Quartiereinteilung, die 
nur die Bedienung eines beschränkten Teiles der Mit- 
glieder erlauben würde, opponieren werde. 

In der Diskussion gab Frau Münch, Präsidentin 
des Konsumgenossenschaftlichen Frauenbundes der Schweiz, 
noch einige weitere Erläuterungen vor allem über das Zu- 
standekommen des gegenwärtigen Milchpreises und trat für 
eine rationellere Milchvermittlung ein, wobei sie auch Einiges 
aus den an den Bundesrat gerichteten Forderungen der für 
das Studium der rationelleren Milchvermittlung eingesetzten 
Kommission bekanntgab. 

Die Referenten durften jeweils den Beifall der Versamm- 
lung entgegennehmen. Mit dem Dank an alle Mitwirkenden ver- 
band Frau Itin zum Schluss einen Appell zu einmütiger Zu- 
sammenarbeit im Interesse des A.C.V. und seiner Mit- 
glieder. r. 


Verwaltungskommission 


1. Der von der Delegiertenversammlung ge- 
fasste Beschluss betreffend Stellungnahme der Ge- 
nossenschaften zu einer allfälligen Verlängerung des 
Bundesbeschlusses über das Verbot der Eröffnung 
und Erweiterung von Warenhäusern, Kaufhäusern, 
Einheitspreisgeschäften und Filialgeschäften ist dem 
schweizerischen Bundesrat zur Kenntnis zu bringen. 
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2. Der von der Delegiertenversammlung zur 
Prüfung überwiesene Antrag des Kreisverbandes 
Illa betreiiend Revision von $ 17, Alinea b, der Ver- 
bandsstatuten, in Bezug auf Bezugspilicht, wird von 
den zuständigen Verbandsbehörden zu gegebener 
Zeit in Beratung gezogen werden. Die Prüfung 
dieser Frage wird indessen zurückgestellt bis Klar- 
heit geschaffen worden ist über die Stellungnahme 
der Bundesbehörden zur Frage des Warenhausver- 
botes und dessen Auswirkungen auf die Genossen- 
schaften und besonders in Bezug auf die Stellung- 
nahme des Bundesrates zu seinem früheren, unge- 
rechtfertigeten Entscheide in Sachen Coldrerio. 

Die Verwaltungskommission macht ausdrücklich 
darauf aufmerksam, dass die Delegiertenversamm- 
lung in Interlaken keine Revision von $ 17, Alinea b, 
der Verbandsstatuten in Bezug auf Bezugspflicht 
beschlossen hat und dies gemäss den statutarischen 
Bestimmungen auch nicht tun konnte. Die Bezugs- 
pilicht im Sinne der Verbandsstatuten vom Jahre 
1935 besteht somit unverändert weiter, wie übrigens 
der Antrag des Kreisverbandes Illa die Bezugspflicht 
der Verbandsvereine in materieller Beziehung auch 
nicht aufheben, sondern sie lediglich auf eine andere 
formelle Grundlage stellen möchte. 


3. Entsprechend dem Beschluss der Delegierten- 
versammlung, wonach die Auslagen für die Ge- 
schäftsführung der Versicherungsanstalt schweiz. 
Konsumvereine durch den V.S.K. zu tragen sind, 
beschliesst die Verwaltungskommission, die Zentral- 
buchhaltung zu beauftragen, fürderhin die Geschäfts- 
unkosten der Versicherungsanstalt für Verwaltung, 
Angestelltenbesoldung, Büromaterial, Büromiete etc. 
zu Lasten des V.S.K. zu verbuchen, wogegen die 
weitern Kosten wie Sitzungsgelder der Behördemit- 
glieder der Versicherungsanstalt, Arzt- und Exper- 
tenhonorare, besondere Drucksachen auch in Zu- 
kunft von der Versicherungsanstalt getragen wer- 
den müssen. 

4. Den leitenden Organen der Konsumgenossen- 
schaft Interlaken sowie allen Personen, die sich an 
der Organisation und der Durchführung der Dele- 
giertenversammlung beteiligten, ist von der Ver- 
waltungskommission schriftlich der Dank auszu- 
sprechen. 


5. Die bereinigte Präsenzliste der Delegierten- 
versammlung des V.S.K. vom 19./20. Juni 1937 in 
Interlaken ergibt die Vertretung von 449 Verbands- 
vereinen, die, inkl. der Aufsichtsratsmitglieder, in 
der ersten Sitzung durch 756 und in der zweiten 
Sitzung durch 751 Stimmen vertreten waren. 

Die Entschädigung des V.S.K. an die an der 
Delegiertenversammlung vertretenen Vereine wird 
den in Betracht kommenden Genossenschaften in 
den nächsten Tagen unter Anzeige gutgeschrieben 
werden. 


6. Das Protokoll der Delegiertenversammlung 
ist möglichst rasch fertig zu stellen und französisch 
zu übersetzen, damit es innert kürzester Frist sämt- 
lichen Verbandsvereinen gedruckt zugestellt werden 
kann. 


7. Die Zentralbuchhaltung wird angewiesen, die 
definitiven Verbuchungen gemäss den von der Dele- 
giertenversammlung genehmigten Anträgen betrei- 
fend Verteilung des Rechnungsüberschusses pro 1936 
vorzunehmen. 


8. Dem Genossenschaftlichen Seminar (Stiftung 
von Bernhard Jaeggi) sind, anlässlich der Besich- 
tigung der Verbandsbetriebe vom 13. Juni 1937, 


folgende Zuwendungen gemacht worden: 


Fr. 50.— von den Societes de consommation du 
Val-de-Travers, 
» 50.— von der Societe de consommation 
Boudry-Cortaillod. 


Weiter wurden überwiesen: 

Fr. 200.— von der Societ& coop. de consomma- 
tion Vallorbe, 

»  20.— von der Konsumgenossenschaft Steg. 


Diese Vergabungen werden auch an dieser 
Stelle bestens verdankt. 


Bibliographie 


«Das Werk», Juniheit.* Anlässlich der Generalversammlung 
des Bundes Schweizer Architekten ist die ganze Nummer der 
welschen Schweiz gewidmet, in der die Versammlung statt- 
fand. Auf 18 Tafeln werden Arbeiten der Section Romande 
in Kupfertiefdruck abgebildet, woraus sich ein vielfältiges Bild 
vom architektonischen Schaffen unserer Miteidgenossen fran- 
zösischer Zunge gewinnen lässt. Ausserdem enthält das Heit 
reich illustrierte Aufsätze über die Landsitze in der Umgebung 
von Genf, über die Parke von Genf, über städtebauliche Fragen 
in Genf und über die Verkehrsfragen von Lausanne; im 
Chronikteil Berichte über die Ausstellung der Sammlung Hahn- 
loser in Winterthur, über die Anker-Ansstellung, Basel, und die 
Ausstellung «Oesterreichische Griffelkunst» in Zürich; ein Wort 
zugunsten der Zürcher Marionettenspiele, ein Rückblick auf die 
Schweizer Mustermesse und sonstige Kunstnotizen. 


«Atlantis». Juni-Heft.* 

Paris — damals und heute! Kaum eine Stadt hat 
uns — neben Rom — immer wieder so angezogen wie Paris. 
Die Weltausstellung lenkt heute wieder unsere besondere Auf- 
merksamkeit auf diese eigenartige und lockende Stadt. Eine 
Fülle von 12 mehrfarbigen, rund 80 einfarbigen Bildern und die 
verschiedensten Textbeiträge vermitteln in der gedrängten 
Form eines Heftes ein abwechslungsreiches und buntes Bild 
von Paris. 

Das Heft beginnt mit einem Aufsatz «Was in Paris ver- 
schwindet». 

Nicht ohne ein gewisses Lächeln lesen wir dann die Be- 
schreibung «Pariser Weltausstellungen von anno dazumal» 
und erfahren hier, humoristisch belegt durch zeitgenössische 
Illustrationen, dass auch in früheren Zeiten die rechtzeitige 
Fertigstellung der Pariser Weltausstellung allerlei Schwierig- 
keiten zu machen schien. 

Vortreffliche Bildberichte führen uns weiterhin auf den 
Sonntag-Vogelmarkt in der Pariser Cite, zeigen uns den be- 
wegten Strassenzirkus und lassen das Erlebnis der «Notre- 
Dame de Paris» und der Seine-Inseln lebendig werden. 

In der Zusammenstellung «Ein Deutscher in Paris» finden 
wir die Stimmen grosser Deutscher, wie Mozart, Schinkel, Bis- 
marck oder Rilke über diese so oft bewunderte Stadt. Den 
Abschluss bildet schliesslich ein Beitrag über Friedrich Gilly, 
dem eine grosse Zahl — meist unveröffentlichter — Zeich- 
nungen beigegeben ist. 


Arbeitsmarkt 


Angebot. 


D iähriger, tüchtiger und selbständiger Bäcker, der seine 

Lehre in einer Konsumbäckerei absolvierte, sucht Stelle. 
Gute Zeugnisse zu Diensten. Offerten erbeten an Josef Bau- 
mann, Bäcker, bei der Krone, Erstield. 


enossenschaftsfamilie der welschen Schweiz wünscht ab 

15. Juli für drei Monate ihren 17iährigen Sohn als Volon- 

tär bei Depothalter zu plazieren. Event. Tauschgelegenheit mit 

junger Tochter. Gefl. Offerten erbeten unter Chiffre C.Y. 68 
an den V.S.K., Basel 2. 


91jähriger, solider und zuverlässiger Chauffeur-Mechaniker 

sucht für sofort oder auf nächsten Frühling Stelle als 
Magaziner. Der Stellensuchende hat vielfach auf der Lebens- 
mittelbranche gearbeitet. Vater war langiähriges Konsum- 
Vorstandsmitglied. Prima Zeugnisse; Fahrbewilligung; Vor- 
kenntnisse der französischen Sprache. Lohn nach Ueberein- 
kunft. Anfragen unter Chiffre H. M. 69 an den V.S.K, 
Basel 2, erbeten. 


üchtige, sprachenkundige Verkäuferin mit mehrjähriger 

Praxis sucht Stelle als I. Verkäuferin, event. Depothalterin, 
per sofort oder später. Nimmt auch Aushilfsstelle an. Offerten 
erbeten unter Chiffre R. J. 70 an den V.S.K., Basel 2, 


